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1. Einleitung 
„Vor langer, langer Zeit sahen die meisten Familien in Büchern so aus: ein 
Papa, eine Mama, ein kleiner Junge, ein kleines Mädchen, ein Hund und 
eine Katze.“1 So beginnt das große Buch der Familien „Du gehörst dazu“. 
Was auf den ersten Blick wie eine ganz normale, auch heute noch klassi-
sche Familie aussieht, wird als Relikt aus lang vergangenen Zeiten darge-
stellt. Es sei bemerkt, dass dieses Buch unter anderem auf der Titelliste 
zum Medienkoffer „Familien und vielfältige Lebensweisen“ für Kindertges-
einrichtungen der Bildungsinitiative „Queerformat“ aufgeführt ist, die nach 
eigenen Angaben im Rahmen der parlamentarischen Initiative „Berlin tritt 
ein für Selbstbestimmung und Akzeptanz sexueller Vielfalt“ Bildungsmaß-
nahmen für Schulen, Kindertagesstätten, Jugendämter und Träger der 
Kinder- und Jugendhilfe durchführt.2 Was hat sich heute geändert an der 
Familie? Natürlich gibt es neben der oben genannten Familie auch allei-
nerziehende Mütter und Väter, Kinder, die mit Stiefeltern leben, Großel-
tern, die ihre Enkel aufziehen, Patchworkfamilien, gleichgeschlechtliche 
Paare mit Kindern und weitere Konstellationen. Aber welche Ereignisse 
haben stattgefunden und welche Vorstellungen haben sich in den letzten 
Jahren in unserer Gesellschaft etabliert, dass die „klassische“ Familie heu-
te als historische Variante beschrieben wird?  
Eine wesentliche Rolle dürfte das Konzept des Gender Mainstreaming 
spielen. Ein gesellschaftspolitischer Handlungsansatz3, der in Europa und 
Deutschland zum Leitprinzip der Politik erhoben wurde und in allen Berei-
chen des öffentlichen Lebens bedacht werden soll.4 Mit Schlagworten wie 
„Geschlechtergerechtigkeit“, „Förderung einer tatsächlichen Gleichberech-
tigung der Geschlechter“ und „effektive Gleichstellungspolitik“ hat sich die-
                                            
1
 Hoffman, S. 1. 
2
 Medienkoffer „Familien und vielfältige Lebensweisen“, S. 1 von 2. 
3
 vgl. Raedel, S. 29. 
4
 vgl. BMFSFJ, http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/gleichstellung,did=88068.html (Abruf: 
07.02.2015). 
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se Strategie fest in Gesellschaft und Politik integriert.5  
Wie Gender Mainstreaming umgesetzt wird, welche Theorien sich dahinter 
verbergen, woher es kommt und was seine Ziele sind, soll in der vorlie-
genden Arbeit genauer untersucht werden.  
2. Der Begriff „Gender Mainstreaming“ 
Zunächst soll der Begriff „Gender Mainstreaming“ genauer betrachtet wer-
den. Da es sich um eine englische Bezeichnung handelt, ist vorab eine 
Übersetzung angebracht. „Gender“ wird aus dem Englischen übersetzt als 
„Genus“ oder „Geschlecht“. Dazu kommt die Bedeutung „soziales Ge-
schlecht“ 6, was „gender“ vom englischen Wort „sex“ = „biologisches Ge-
schlecht“ abgrenzt. Das biologische Geschlecht „sex“ kennt zwei Varian-
ten: männlich und weiblich. Warum wird hier aber das Wort „Gender“ ge-
braucht? Die Antwort liegt auf der Hand: das soziale Geschlecht kennt 
mehrere Formen.7 Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) hat in einer Arbeitshilfe zu § 2 GGO „Gender“ defi-
niert als die „gesellschaftlich, sozial und kulturell geprägten Geschlechts-
rollen von Frauen und Männern“, die im Gegensatz zum biologischen Ge-
schlecht „erlernt und damit auch veränderbar“8 sind. Auch diese Definition 
beschränkt sich nicht ausschließlich auf zwei Geschlechtsrollen. Wie es 
scheint, handelt es sich auch nicht um das biologische Geschlecht, da 
dieses von Natur aus gegeben und nicht erlernt ist. Die Erziehungswis-
senschaftlerin Raewyn Connell fasst den Begriff eher weit und beschreibt 
Geschlecht als Bilder, Identitäten, Praktiken, Grenzen und Beziehungen, 
die in sozialen Prozessen gebildet werden.9 Demnach zielt Gender Main-
streaming nicht einfach auf die beiden Geschlechter Mann und Frau ab, 
sondern auf die verschiedenen Geschlechtsrollen, die Frauen und Männer 
einnehmen können. „Mainstream“ bedeutet, ebenfalls nach der Definition 
                                            
5
 vgl. BMFSFJ, http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/gleichstellung,did=192702.html (Abruf: 
07.02.2015). 
6
 vgl. Soanes, „gender“, S. 373. 
7
 Gender-Manifest, S. 2. 
8
 Arbeitshilfe des BMFSFJ zu § 2 GGO, S. 3. 
9
 vgl. Connell, S. 52. 
3 
 
des BMFSFJ, „dass eine bestimmte inhaltliche Vorgabe, die bisher nicht 
das Handeln bestimmt hat, nun zu einem wichtigen Bestandteil bei allen 
Vorhaben gemacht wird.“10 Zusammengefügt ergibt sich aus Gender 
Mainstreaming demnach die neue Aufgabe, bei allen politischen und ge-
sellschaftlichen Angelegenheiten, die Geschlechtsrollen von Frauen und 
Männern zu berücksichtigen. 
Was eine eindeutige Definition allerdings erschwert, ist die Tatsache, dass 
Gender Mainstreaming gerade von den jeweils zuständigen Ministerien 
nicht einheitlich interpretiert und der Begriff somit unterschiedlich verwen-
det wird.11 Unter dem Programm „Gender Mainstreaming“ werden sowohl 
Gendertrainings und andere Verfahren wie Gender Monitoring und Gender 
Controlling geführt, die sich auf das zweigeschlechtliche Klassifikations-
verfahren berufen, welches die Unterschiede zwischen Mann und Frau 
hervorhebt und auf ihnen aufbaut. Gerade in Wirtschaft und Verwaltung ist 
dieser Ansatz anzutreffen. Im Unterschied dazu gibt es aber Bestrebun-
gen, die sich ebenfalls auf Gender Mainstreaming berufen und gerade 
diese bipolare Geschlechterunterscheidung dekonstruieren wollen.12 Im 
pädagogischen Bereich spielt dieses Verständnis zunehmend eine Rolle, 
worauf später noch eingegangen wird.13 Die Ungenauigkeit und Dehnbar-
keit des Begriffes ist nach Ansicht verschiedener Autoren jedoch - im Sin-
ne der Erfinder - gewollt.14  
Um den ursprünglichen Sinn von Gender Mainstreaming besser zu ver-
stehen, ist ein Blick auf die Historie des Begriffes hilfreich. Wer hat diesen 
anfangs geprägt und in die Politik eingebracht? Hierzu soll die IV. Welt-
frauenkonferenz 1995 in Peking beleuchtet werden, wo Gender Main-
streaming als Begriff offiziell eingeführt wurde und von wo aus er sich über 
Europa auch nach Deutschland ausgebreitet hat.15 
                                            
10
 Arbeitshilfe des BMFSFJ zu § 2 GGO, S. 3. 
11
 vgl. Klenk, S. 152. 
12
 vgl. Wetterer, S. 2f. 
13
 vgl. Degele, S. 157. 
14
 vgl. Spreng, S. 79. 
15
 Pekinger Aktionsplattform, S. 11. 
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2.1 IV. Weltfrauenkonferenz in Peking 1995 
Peking gilt als das Ereignis, bei dem Gender Mainstreaming seinen An-
fang genommen hat. Und tatsächlich wurde am Ende dieser UN-
Weltfrauenkonferenz, an der tausende TeilnehmerInnen aus über 180 UN-
Mitgliedsstaaten versammelt waren, im Abschlussdokument, der „Pekinger 
Aktionsplattform“, das Ziel formuliert „to ensure the mainstreaming of gen-
der perspectives in all spheres of society“.16 Kurz gesagt „Gender Main-
streaming“.  
Die „gender perspective“ ist ein Denkansatz, der der geschlechtlichen 
Verschiedenheit von Frauen und Männern keine Bedeutung zuschreibt. 
Gleichheit wird nicht im Sinne von Gleichheit vor dem Gesetz verstanden, 
sondern als absolute Gleichheit im Sinne von Austauschbarkeit. Der zent-
rale Gedanke ist demnach folgender: Ursprung aller Unterdrückung der 
Frau durch den Mann ist der Unterschied zwischen den beiden Ge-
schlechtern. Wenn also das Kriterium Geschlecht nicht mehr vorhanden 
ist, kann es auch keine Unterdrückung mehr geben.17 Gibt es keine Unter-
scheidung mehr in Mann und Frau, so kann auch keiner der beiden be-
nachteiligt sein, sondern dann herrscht tatsächlich Gleichheit.  
Dieser Gedanke mag absurd klingen, da dem Menschen meist Unter-
schiede zwischen Mann und Frau einfallen dürften. Hier spielt das Wort 
„Gender“ wieder eine wichtige Rolle. Gender ist gerade unabhängig vom 
biologischen Geschlecht zu verstehen und mit „Gender“ kann auf diese 
Weise das erreicht werden, wo „Geschlecht“ doch seine natürlichen Gren-
zen findet: absolute Gleichheit.18 
Dass diese „gender perspective“ nicht im Sinne aller Beteiligten war, be-
schreibt die Historikerin und Journalistin Dale O’Leary in ihrem Buch „The 
Gender Agenda“. Sie nennt als treibende Kraft der Gender-Idee verschie-
                                            
16
 Pekinger Aktionsplattform, S. 11; in allen Bereichen der Gesellschaft die Gender Per-
spektive als Mainstream, also Hauptströmung oder Querschnittsaufgabe, sicherstellen; 
(Übersetzung der Verfasserin). 
17
 vgl. dijg, http://www.dijg.de/gender-mainstreaming/gleichstellung-gleichberechtigung/ 
(Abruf: 03.03.2015). 
18
 vgl. Vonholdt, S. 20f. 
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dene feministische Gruppen, die bei der UN und auch der Weltfrauenkon-
ferenz in Form von Nichtregierungsorganisationen fachliche Beratung bie-
ten sollten. 
2.2 Der Konflikt um den Gender-Begriff 
19NGOs mit offiziellem Beraterstatus sind vom Staat unabhängige Interes-
senverbände und werden von der UN akkreditiert. Ursprünglich sollten 
durch sie karitative Einrichtungen oder Basisbewegungen in der Bevölke-
rung repräsentiert werden. Allerdings sind die nichtstaatlichen Organisa-
tionen inzwischen so weit, dass sie zum Teil eigene Interessen durchset-
zen wollen und Lobbyarbeit betreiben. Sie können Resolutionsentwürfe 
kritisieren und Änderungsvorschläge einbringen. 
Der Resolutionsentwurf der „Pekinger Aktionsplattform“ wurde bereits auf 
der Vorkonferenz für Peking, der sog. PrepCom, im März 1995 in New 
York von den UN-Delegierten diskutiert. 
O’Leary, die damals als Reporterin und NGO-Mitglied dabei war, schildert 
die Lage folgendermaßen: eine der akkreditierten NGOs für Peking und 
die vorausgehende PrepCom in New York war die Women’s Environment 
and Development Organisation. Das Thema der Organisation war laut 
O’Leary: „mehr Macht den Frauen und das Recht auf Abtreibung.“20 
WEDO hatte bereits 1994 eine Tagung veranstaltet, auf der sie Strategien 
entwickelte, wie WEDO mehr Einfluss auf UN-Konferenzen nehmen könn-
te. Auf jener Konferenz der NGO waren zehn Prozent der Teilnehmer UN-
Angestellte. Darunter war auch K. Timothy, die für die Akkreditierung von 
NGOs in der UN verantwortlich war. Der Einfluss von WEDO war also 
nicht unwesentlich.21 Diese Organisation, die angeblich nicht viel von Mut-
terschaft, Ehe und Familie hielt, hat nach Aussage von O’Leary von An-
fang an auf den Begriff „Gender“ im Resolutionstext bestanden, obwohl 
                                            
19
 dieses Kapitel basiert auf den Schilderungen von Dale O’Leary in ihrem Buch „The 
Gender Agenda“. In einem Bulletin des dijg fasst C. Vonholdt einige Passagen und Ab-
schnitte des Buches zusammen und übersetzt sie ins Deutsche. Die folgenden Zitate 
basieren folglich auf der Übersetzung von Vonholdt. 
20
 Vonholdt, S: 7. 
21
 vgl. Vonholdt, S. 7. 
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sich Vertreter und Vertreterinnen anderer Länder und anderer NGOs, die 
sich ihrerseits für Ehe und Familie einsetzten, nicht sicher über dessen 
Bedeutung waren. Nach deren Ansicht sollten in der Definition von „Gen-
der“ die Begriffe „zwei Geschlechter, Mann und Frau“ enthalten sein. Da 
der Begriff „Gender“ im Entwurf der Pekinger Aktionsplattform über 200 
Mal erwähnt wird, müsse Klarheit über dessen Bedeutung geschaffen 
werden. Bis dahin könnte der Begriff in eckige Klammern gesetzt werden, 
so der Vorschlag einiger Delegierten bei der PrepCom in New York.22 
Mit einer Sondererlaubnis hielt die Präsidentin von WEDO, Bella Abzug, 
daraufhin eine Rede vor den Abgeordneten, worin sie ihren Standpunkt 
deutlich machte:  
„Wir werden es uns nicht gefallen lassen, dass man uns in die Ecke 
‚Biologie ist Schicksal‘ zurückdrängt und Frauen definieren, ein-
schränken und auf ihre körperlichen Geschlechtsmerkmale reduzie-
ren will. [...] Der gegenwärtige Versuch einiger Mitgliedsstaaten, 
das Wort Gender aus der Aktionsplattform zu streichen und durch 
das Wort Geschlecht zu ersetzen, ist ein beleidigender und ernied-
rigender Versuch, die von Frauen gemachten Fortschritte rückgän-
gig zu machen, uns einzuschüchtern und den weiteren Fortschritt 
zu blockieren. Wir fordern die wenigen männlichen und weiblichen 
Delegierten, die vom Empowerment der Frauen ablenken und es 
sabotieren wollen, auf, ihrer Ablenkungstaktik ein Ende zu machen. 
Es wird ihnen nicht gelingen. Sie vergeuden nur kostbare Zeit. Wir 
kehren nicht zu untergeordneten, minderwertigen Rollen zurück.“23  
 
Mit diesen Vorwürfen hatte niemand gerechnet. Und keiner wollte sich den 
Vorwurf machen lassen, den Fortschritt zu blockieren. Allerdings schien 
Gender ein äußerst heikler Punkt zu sein, der nicht nur eine sprachliche 
Alternative für „Geschlecht“ darstellte.  
Nachdem sich die Vertreter von Familie und „Geschlecht“ über die Gen-
der-Perspektive informiert hatten, erarbeiteten sie einen Flyer der unter 
anderem folgende Passage enthielt:  
„Die Gender-Perspektive besagt, dass alles ein Machtkampf zwi-
schen Männern und Frauen ist. [...] die Gender-Perspektive sieht al-
le Männer als schuldig an, als die, die von Machtungleichheiten pro-
fitieren. Unterschiede zwischen Frauen und Männern werden als 
                                            
22
 vgl. Vonholdt, S. 10f. 
23
 Dale O’Leary, The Gender Agenda, 1997, S. 86f, zitiert bei Vonholdt, S. 11. 
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Beweis einer männlichen Verschwörung gegen die Frau angese-
hen. [...] Nehmt die Anti-Männer Sprache heraus! Was wir brauchen 
ist eine echte Frauen-Perspektive.“24 
 
Nachdem die Leiterin der honduranischen Delegation einen formellen An-
trag an die verantwortlichen UN-Vertreter gestellt hatte, in dem sie um ei-
ne eindeutige Definition von Gender bat, erhielt sie die Antwort, dass 
Gender „keine Definition hat und auch keine braucht“25. 
Bis zum Ende der PrepCom konnte keine Einigung erzielt werden. Zudem 
wurde die Tagung noch verlängert, was die Vertreter der ärmeren Länder 
dazu zwang, die PrepCom frühzeitig zu verlassen, da die Flüge bereits 
gebucht waren. Zufällig waren gerade diese Vertreter in den meisten Fäl-
len für ein Verständnis von zwei Geschlechtern und einer entsprechenden 
Definition von „Gender“, so O’Leary. 
Da es aber keine Einigung gegeben hat und die Thematik doch brisanter 
war als zunächst angenommen, wurde eine Kontaktgruppe gebildet, die 
sich um eine einheitliche Definition von „Gender“ kümmern sollte. Das Er-
gebnis lautet: Gender ist so definiert, wie man es üblicherweise bisher 
auch verstanden und gebraucht hat.26 Darüber, wie man es verstanden 
hat, gibt es keine Angaben. Doch die beiden Parteien gaben sich mit die-
sem Kompromiss zufrieden, da die Definition zum einen kein „männlich 
und weiblich“ enthielt und andererseits Gender nicht als gesellschaftlich 
konstruierte und wandelbare Rollen festlegte.27 
Noch in Peking gab es einen letzten Versuch von den Vertretern von Ehe, 
Familie, Mann und Frau. Sie verteilten Flyer mit der Aufschrift: „Wir stim-
men nicht überein“, in welchen u.a. kritisiert wurde:  
„Die ‚Pekinger Aktionsplattform‘ ist ein direkter Angriff auf die Wer-
te, Kulturen, Traditionen und religiösen Überzeugungen der großen 
Mehrheit der Weltbevölkerung [...]. Zwar steht in der Plattform vie-
les, das für den sozialen Aufstieg der Frau förderlich und notwendig 
ist, dennoch überschatten die negativen Aspekte die positiven. Das 
Dokument zeigt keinerlei Respekt für die Würde des Menschen, 
                                            
24
 Dale O’Leary, The Gender Agenda, 1997, S. 85, zitiert bei Vonholdt, S. 12f. 
25
 Dale O’Leary, The Gender Agenda, 1997, S. 92, zitiert bei Vonholdt, S. 13. 
26
 vgl. Pekinger Aktionsplattform, S. 218. 
27
 vgl. Vonholdt, S. 14. 
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versucht, die Familie zu zerstören, ignoriert die Ehe, wertet die Be-
deutung der Mutterschaft ab, fördert abweichende sexuelle Prakti-
ken, sexuelle Promiskuität und Sex für Jugendliche. [...] Kein objek-
tiv urteilender Mensch, der miterlebt hat, wie die Delegierten aus 
armen Ländern von den Vertretern reicher Nationen zur Gefügigkeit 
gezwungen wurden, kann hier von einem Konsens sprechen.“28 
 
Trotzdem blieb „Gender“ in der Pekinger Aktionsplattform stehen. Und 
obwohl die Resolution keinen bindenden Charakter für die Vereinten Na-
tionen darstellt, repräsentierte sie dennoch den Willen der Nationen und 
konnte so die Gender-Perspektive in die meisten Staaten der Welt brin-
gen. 
O’Leary’s Schilderungen lassen die IV. UN-Weltfrauenkonferenz im Bezug 
auf Gender Mainstreaming nicht in bestem Licht erscheinen. Aber auch 
andere sprechen von einem Beispiel der „Machtverschiebung zu den 
Ungewählten“29 oder der EU als „playground for lobbyists and interest 
groups who realize that by skillfully exploiting an already wide jurisdiction 
of the EU institutions they can advance and expand their agenda 
throughout Europe.“30 
Doch kann es nicht sein, dass sich die Befürworter von Ehe und Familie 
geirrt haben? Dass die Gender-Perspektive, die in der Pekinger Aktions-
plattform manifestiert wurde, gar keinen Angriff auf traditionelle Familien- 
und Gesellschaftsstrukturen darstellt und Männer doch nicht als Gegner 
gesehen werden? 
Hierzu sollen die Gedanken derjenigen beleuchtet werden, die gemeinhin 
als Urheber der Gender-Idee gelten. 
 
 
                                            
28
 Dale O’Leary, The Gender Agenda, 1997, S. 203f, zitiert bei Vonholdt, S. 16. 
29
 Peeters, Marguerite, The Globalization of the Western Cultural Revolution, Brüssel 
2007, zitiert bei Kuby, S. 100. 
30
 Europe’s Social Agenda, S. 11; „Spielplatz von Lobbyisten und Interessengruppen, die 
erkannt haben, dass sie ihre Agenda vorwärtstreiben und auf ganz Europa ausdehnen 
können, wenn sie das bereits bestehende weitreichende Rechtswesen der EU-
Institutionen geschickt ausnützen.“, (Übersetzung von Kuby und Verfasserin). 
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3. Die Gender-Theorien 
Gender Mainstreaming wird vereinzelt als extrem unscharfer Begriff mit 
genau zu lokalisierender Herkunft bezeichnet.31 Diese Herkunft scheint im 
Feminismus der 1950er Jahre zu liegen, wie ihn vor allem Simone de 
Beauvoir geprägt hat. Welche Grundzüge des Gender Mainstreaming aus 
feministischen Denkansätzen übernommen worden sind, wird im Folgen-
den geschildert. Desweiteren werden Theorien vorgestellt, die heute in 
Politik und Gesellschaft vertreten werden. 
3.1 Feministische Wurzeln 
Schon in den vorangegangenen Schilderungen lässt sich eine feministi-
sche Ausrichtung der Gender-Befürworterinnen und Befürworter erken-
nen: Befreiung der Frau, untergeordnete, minderwertige Rolle der Frau, 
der Machtkampf zwischen Männern und Frauen.  
Und tatsächlich gibt es unterschiedliche feministische Strömungen, die der 
Gender-Theorie zuzuordnen sind, jedoch unterschiedliche Ansätze zu-
grundelegen. Drei Varianten des Feminismus sollen hier kurz beleuchtet 
werden. 
3.1.1 Differenzfeminismus 
Diese Art des Feminismus sieht die Gleichheit der Geschlechter in der 
Anerkennung der fundamentalen Unterschiedlichkeit und deren zur Gel-
tung bringen in der Gesellschaft. Man besinnt sich also auf die Unter-
schiede zwischen männlichem und weiblichem Geschlecht. Die Frau und 
ihre sozialen Eigenschaften als Mutter sollten einen Kontrast und einen 
Gegenentwurf zur patriarchalen Gesellschaft bilden.32 Die Verschiedenheit 
von Mann und Frau ist Grundlage dieses Ansatzes. Allerdings wird die 
Rolle der Frau dabei nicht als minderwertig oder untergeordnet beurteilt, 
sondern die Frau - auch in ihrer Rolle als Mutter - erfährt eine Wertschät-
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 vgl. Spreng, S. 7. 
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 vgl. Gleichheit - Differenz - Vielfalt: Gender-Diskurse als Kontroverse oder integrierter 
Ansatz?, S. 3f. 
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zung.33 
Bei dieser Art des Feminismus besteht allerdings die Gefahr, dass Männer 
und Frauen zu Stereotypen gemacht werden: Eine Frau hat so zu sein, ein 
Mann ist immer so. Die Geschlechterdifferenzen müssen als Wahrneh-
mungshorizont aufgefasst werden, der Spielraum für einzelne Persönlich-
keiten lässt, um sinnvolle Gespräche und Seminare für den Umgang und 
die Bedürfnisse von Männern und Frauen abzuhalten, wie sie auch im 
Namen von Gender Mainstreaming durchgeführt werden.34 
3.1.2 Gleichheitsfeminismus 
Als Begründerin dieses Denkansatzes gilt Simone de Beauvoir, die vor 
allem durch ihre Aussage „Man kommt nicht als Frau zur Welt, man wird 
es“35 berühmt wurde. Sie sah - wie Bella Abzug - das Schicksal der Frau 
nicht mehr in ihrer Biologie. Die Frau sollte sich der Rolle der Männer an-
nähern um Gleichheit zu erreichen.36 Dabei stelle beispielsweise die „ehe-
liche [...] Sklavenschaft“37 und Mutterschaft ein Hindernis dar, von dem 
sich die Frauen befreien müssen.38 Aber auch durch die Teilnahme am 
Arbeitsmarkt wird die Frau unabhängig vom Mann, der die Rolle des 
Unterdrückers einnimmt. Der Gleichheitsfeminismus geht von männlichen 
Herrschaftsverhältnissen in der Gesellschaft aus, welchen sich die Frauen 
anpassen müssen, um eben diese zu entkräften.39 Die Frau soll unabhän-
gig von ihrem biologischen Geschlecht ihr soziales Geschlecht wählen 
können. Nur weil sie Frau ist, ist ihr Leben nicht schon vorgezeichnet und 
ihre Rolle in der Gesellschaft zugeschrieben. Genau davor warnt Alice 
Schwarzer wenn sie sagt: „Mit dem Ausruf „Es ist ein Mädchen!“ oder „Es 
ist ein Junge!“ sind die Würfel gefallen. Unser biologisches Geschlecht 
dient vom ersten Tag an als Vorwand zum Drill zur „Weiblichkeit“ oder 
                                            
33
 vgl. Konstruktion und Dekonstruktion von Geschlecht. Perspektiven für einen neuen 
Feminismus, S. 8f. 
34
 vgl. Raedel, S. 27. 
35
 de Beauvoir, S. 334. 
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 vgl. de Beauvoir, S. 881. 
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 de Beauvoir, S. 858. 
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 vgl. Kuby, S. 37. 
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 vgl. Künzel, Rn. 6 in: Foljanty, S. 54. 
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„Männlichkeit“. Da gibt es kein Entkommen.“40 An diesem Problem setzt 
auch die nächste Art von Feminismus an. 
3.1.3 Dekonstruktivismus 
Beim Dekonstruktivismus spielt die Philosophin und Philologin Judith But-
ler eine zentrale Rolle. Sie nahm den Gedanken von Beauvior auf, dass 
man im Laufe eines Lebens erst zur Frau wird, und weitete ihn aus. Wenn 
geschlechtliche Identität durch einen Prozess erst wird, so könne sich die-
se im Laufe eines Lebens auch ändern. Dieses Werden der Identität habe 
kein Ende und kein Ziel.41 Außerdem könne man neben Mann und Frau 
auch noch zu etwas dazwischen werden. Es gibt demnach keine Begren-
zung der Möglichkeiten, in welche Richtung sich ein Mensch entwickelt. 
Die bipolare Geschlechterordnung ist für Butler lediglich eine stark in der 
Gesellschaft verfestigte Illusion, welche es „zu entlarven und zu de-
konstruieren“ gilt.42 
Butlers Buch „Das Unbehagen der Geschlechter“ wird von der Soziologin 
G. Kuby als „Grundlagenwerk der Gender-Ideologie“ bezeichnet.43 Darin 
findet sich ihre zentrale Fragestellung: „Wie kann man am besten die Ge-
schlechter-Kategorien stören, die die Geschlechter-Hierarchie [...] und die 
Zwangsheterosexualität stützen?“44 Außerdem bezeichnet sie das biologi-
sche Geschlecht als Konstrukt. Es sei weder Tatsache noch „statischer 
Zustand eines Körpers“.45 Damit hebt sie die vertrauten Kategorien Mann 
und Frau auf. 
Dadurch entsteht jedoch für die Vertreterinnen des Differenzfeminismus 
und alle, die sich auf die Kategorie „Frau“ berufen, ein Problem: wie kann 
man für gleiche Rechte zweier Parteien kämpfen, wenn diese Parteien 
abgeschafft werden? Auch darauf hat Butler eine Antwort. Sich auf die 
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 Schwarzer, S. 193. 
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 vgl. Butler, Interview, https://www.youtube.com/watch?v=z0bpayvVy58 (Abruf: 
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 Raedel, S. 23f. 
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 Kuby, S. 81. 
44
 Butler, S. 8. 
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Frauen zu berufen, sei „strategisch oder übergangsweise noch sinnvoll 
[...], um in ihrem Interesse repräsentative Forderungen zu erheben.“46 Die 
Gleichberechtigungspolitik oder Gleichstellungspolitik für Männer und 
Frauen ist für Butler demnach eine Übergangsphase zum eigentlichen 
Ziel: Auflösung von Geschlechtsidentität.47 Oder wie N. Degele es be-
schreibt: „Das binäre Unkraut [...] von der Wurzel ausgehend zu jäten.“48 
Ein weiterer Aspekt in der Theorie von Butler, sind sog. LGBTI-Personen. 
Die Abkürzung steht für lesbian, gay, bisexual, transgender und intersex 
people. Es handelt sich also um Lesben und Schwule, Personen, die sich 
sowohl zu Menschen des eigenen als auch des anderen Geschlechts se-
xuell hingezogen fühlen, deren biologisches Geschlecht nicht mit ihrem 
Empfinden über ihr „eigentliches“ Geschlecht übereinstimmt, als auch 
Personen, deren biologisches Geschlecht nicht eindeutig definiert werden 
kann. Die Lehre, die sich mit diesen Formen befasst, nennt sich „Queer 
Studies“. Sie befasst sich mit dem, was nicht hetero (straight) ist49 und hat 
zum Ziel, „die etablierte gesellschaftliche Ordnung als zweigeschlechtlich 
und heterosexuell organisierte Zwangsveranstaltung auf den Kopf [zu] 
stellen“.50  
3.2 Grundthesen von Gender Mainstreaming 
Dass diese verschiedenen feministischen Ansichten hinter der Strategie 
Gender Mainstreaming in der deutschen Politik, in Betrieben und Organi-
sationen stecken, ist in der Praxis nur selten erkennbar und für viele Betei-
ligte auch bestimmt nicht Sinn und Zweck ihrer Arbeit.51 „Indem Gender 
Mainstreaming Geschlecht überall als eine Beobachtungskategorie ein-
führt [...], bekräftigt es [vielmehr] die Annahme einer „Omnirelevanz“ der 
Geschlechterdifferenz.“52 Nach C. Schenk spielt der dekonstruktivistische 
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 Degele, S. 41. 
51
 vgl. Degele, S. 157; Raedel, S. 37. 
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Ansatz in der Praxis bisher nur eine untergeordnete Rolle.53 Allerdings 
finden sich in vielen Bereichen des öffentlichen Lebens durchaus genau 
diese dekonstruktivistischen Gedanken wieder: vor allem an den Schulen 
wird diese Interpretation von Geschlecht immer mehr zum Thema. Im 
Rahmen von Gender Studies werden an den Hochschulen Queer Studies 
gelehrt, die beide mitunter als „Verunsicherungswissenschaften“ klassifi-
ziert werden.54 Daneben gibt es staatlich finanzierte Einrichtungen und 
Schriftstücke, die genau diese dekonstruktivistischen Thesen als Pro-
gramm offenlegen. Ein Beispiel dafür ist das Gender-Manifest.  
3.2.1 Das Gender-Manifest 
Das fünf Seiten umfassende Gender-Manifest wurde vom „genderbüro 
Berlin“ in Kooperation mit dem „GenderForum Berlin“ verfasst. Die Bera-
tungsunternehmen, die u.a. für die öffentliche Hand arbeiten55, kamen zu 
der Erkenntnis, „dass im Bereich von Gender Training und Gender Bera-
tung Genderkonzepte dominieren, die die derzeitige Ordnung der Ge-
schlechter eher reproduzieren als verändern.“56 Bei dieser Reproduktion 
der derzeitigen Geschlechterordnung spricht man in Fachkreisen auch von 
„doing gender“. Ein Beispiel dafür ist ein Trainings- oder Beratungsduo, 
das mit dem neuen Begriff „Gender-Team“ bezeichnet wird. Dieses Duo 
besteht aus einem Mann und einer Frau. Die Bezeichnung „Gender-Team“ 
wird von den Autoren kontraproduktiv genannt, da sie ihrerseits schon ei-
ne „Konstruktion von Zweigeschlechtlichkeit ist.“57 Gender soll keine 
Grenzen aufgrund von Biologie setzen. Vielmehr könne ein Gender-Team 
auch aus zwei Männern oder zwei Frauen bestehen, „wenn sie denn über 
Gender- und Trainingskompetenz verfügen.“58 
Da solche kontraproduktiven Genderkonzepte immer häufiger zu finden 
sind, soll man sich wieder „auf den inhaltlichen Kern und kritischen Gehalt 
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 vgl. Degele, S. 156. 
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 vgl. Degele, S. 57. 
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 vgl. genderbüro, http://www.gender.de (Abruf: 10.02.2015). 
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 Gender-Manifest, S. 1. 
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 ebenda, S. 3. 
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des Genderbegriffs“59 rückbesinnen. Demnach wird „die gesellschaftliche 
Norm der heterosexuellen Zweigeschlechtlichkeit und die ihr inhärente 
kausale Verbindung von sex als biologisches Geschlecht mit Gender als 
sozio-kulturellem Geschlecht und mit Begehren“60 in Frage gestellt. Der 
„Beobachtung, dass eine Vielzahl sozialer Geschlechter sowie verschie-
denste Begehrensweisen unterschieden werden können und auch das 
„biologische Geschlecht“ Produkt sozio-kultureller Konstruktionen ist“61 
muss wieder mehr Bedeutung zukommen.  
Gender Mainstreaming ist im inhaltlichen Kern also dazu da, die derzeitige 
Ordnung der Geschlechter zu verändern. Heterosexualität soll nicht Nor-
malität repräsentieren. Auch viele andere Formen, wie LGBTI, sollen 
gleichwertige und gleichberechtigte Vielfalt darstellen.62 Entgegen der 
Formulierung des Bundesministeriums, das von einer Gleichstellung von 
Mann und Frau spricht, wird hier die Gleichstellung der Vielfalt der Ge-
schlechter vertreten.63  
Außerdem bekennen sich die Verfasserinnen und Verfasser des Gender-
Manifest klar zu den Wurzeln des Gender Mainstreaming in feministischen 
Bewegungen, welcher sich eine reflektierende Gender-Praxis bewusst 
sein sollte und einen Bezug zu diesen herstellt. Das erklärte Ziel lautet: 
„Wo Geschlechterdualität war, soll Geschlechtervielfalt werden.“64 
3.2.2 Das GenderKompetenzZentrum 
Im Oktober 2003 wurde das GenderKompetenzZentrum an der Humboldt-
Universität in Berlin ins Leben gerufen. Durch das BMFSFJ finanziert, soll-
te es als anwendungsorientiertes Forschungsinstitut die Qualitätssiche-
rung bei der Umsetzung von Gender-Wissen in die Praxis unterstützen.65 
Auf der Internetseite des GKZ ist zu lesen: „Wenn Gender Grundlage von 
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Gleichstellungspolitik ist, entstehen neue Herausforderungen. [...] Es be-
deutet, gesellschaftlich oder auch juristisch darauf zu achten, dass das 
Geschlecht eines Menschen deren [sic] Leben nicht entscheidend prägen 
darf.“66 
Gender Mainstreaming wird als „relativ neue Strategie zur Erreichung ei-
nes alten Zieles“67 beschrieben, welches da wäre: Gleichstellung. Als Ziele 
einer Gleichstellungspolitik werden genannt: „Abbau von Benachteiligun-
gen (Diskriminierungen), gleiche Teilhabe (Partizipation) und eine von tra-
dierten Rollenmustern freie, selbstbestimmte Lebensgestaltung beider 
Geschlechter (echte Wahlfreiheit).“68 Auch hier steht der Abbau der sog. 
Geschlechterstereotype im Vordergrund. Als Geschlechterstereotype gel-
ten „vereinfachende Vorstellungen über Menschen, welche die Wahrneh-
mung einer Person bestimmen.“69 Zum einen sollen sie in einer sich 
schnell wandelnden, komplexen Welt Orientierung geben, andererseits 
besteht die Gefahr, dass Stereotype Personen und Gruppen bestimmte 
Eigenschaften zuschreiben und somit in Form von dominanten gesell-
schaftlich-kulturellen Wertungen gegebenenfalls Benachteiligungen 
hervorbringen können.70 Beispiele wären z.B. die Auffassungen „Frauen 
interessieren sich nicht für Technik.“71 Oder „Die Deutschen sind pünkt-
lich.“72 
Aber auch ein weiterer Aspekt wird bei der Zieldefinition angesprochen. 
Gleiche Teilhabe meint neben formaler Gleichheit auch substanzielle 
Gleichheit im Sinne einer statistisch gleichen Teilhabe in allen Gesell-
schaftsbereichen, vor allem in gesellschaftlich relevanten Entscheidungs-
positionen. Dieses Ziel ist schon in der Pekinger Aktionsplattform zu fin-
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den73. Das GKZ schreibt dazu: „In dieser substanziellen Lesart kann sich 
Chancengleichheitspolitik nicht darauf beschränken, Zugangsbarrieren zu 
beseitigen und für alle gleiche Startbedingungen zu schaffen. Sie muss 
darüber hinaus neue Möglichkeiten für Benachteiligte eröffnen, um tat-
sächliche Gleichstellung zu erreichen. Daher gelten hier unterstützende 
Maßnahmen, wie beispielsweise Quotenregelungen für spezifische Grup-
pen als adäquate Mittel, um Benachteiligungen bestimmter Gruppen aktiv 
entgegen zu wirken.“74 Es genügt also nicht, dass Frauen beispielsweise 
nur die Möglichkeit haben, im Aufsichtsrat eines Unternehmens zu sitzen, 
sie sollen auch tatsächlich in entsprechendem Umfang vertreten sein. Da-
zu wurde erst kürzlich das "Gesetz für die gleichberechtigte Teilhabe von 
Frauen und Männern an Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im 
öffentlichen Dienst" beschlossen. Umgekehrt sollen sich Männer mehr an 
der Hausarbeit und der Kindererziehung bzw. -betreuung beteiligen. Denn 
Muttersein und Familienaufgaben sind die Ursachen der Unterrepräsentie-
rung von Frauen in der Arbeitswelt.75 
Im Jahr 2010 wurde das GKZ einem neuen Team übergeben. Dieses ar-
beitet nun selbständig und seit 2011 in Trägerschaft durch den Verein 
„Gender / Queer e.V.“.76 
 
Zu erwähnen ist noch die häufig ablehnende Haltung gegenüber Mutter-
schaft. Laut einer europaweiten Studie würden sich mehr als doppelt so 
viele Mütter lieber vollständig um die Familie kümmern, als vollerwerbstä-
tig zu sein.77 Doch der gesellschaftliche Wert von Mutterschaft liegt trotz 
niedriger Geburtenrate anscheinend deutlich unterhalb von Erwerbstätig-
keit.78 Das unterstreicht auch die Formulierung der Europäischen Kom-
mission, wenn sie im „Fahrplan für die Gleichstellung von Frauen und 
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Männern“ über die Übernahme familiärer Verpflichtungen schreibt: „Diese 
Verschwendung von Humankapital kann sich die EU nicht leisten.“79 In der 
Beschlussvorlage des Ausschusses für Chancengleichheit von Frauen 
und Männern des Europarates wird Mutterschaft als sexistisches Stereo-
typ bezeichnet. Deshalb sollen Frauen in den Medien (Fernsehen, Lehr-
bücher etc.) auch nicht mehr als Mütter dargestellt werden.80  
Allerdings ist der Kampf um die Gleichberechtigung der Frauen nicht 
gleichzusetzen mit der Abwertung von Mutterschaft. Es gibt auch hier un-
terschiedliche Motivationen.81 
 
Inzwischen ist deutlich geworden, dass es sich um ein gewisses Spektrum 
an Gender-Theorien handelt. Es gibt nicht die eine eindeutig definierbare 
Richtung. Nicht alle teilen die Ansicht von J. Butler. Und doch ist in vielen 
Fällen eine Grundannahme auszumachen: zwischen Mann und Frau gibt 
es keine elementaren Unterschiede.82 Stereotype - Merkmale und Eigen-
schaften, welchen Menschen ein „typisch männlich“ oder „typisch weiblich“ 
zuschreiben - sind Arrangements, die dem Menschen so vertraut sind, 
„dass sie als Teil der natürlichen Ordnung erscheinen können.“83 In Wirk-
lichkeit sei der Mensch aber nur ein rein historisch-kulturelles Konstrukt, 
welches unabhängig vom biologischen Geschlecht „konstruiert und insbe-
sondere dekonstruiert werden kann und soll.“84 
 
4. Die rechtliche Verankerung von GM 
Dass Gender Mainstreaming inzwischen fest in der Gesellschaft etabliert 
ist, liegt vor allem an der europäischen und deutschen Politik sowie den 
rechtlichen Rahmenbedingungen. Zu betonen ist die Top-Down-Strategie 
des Gender Mainstreaming. Ein erstrebenswertes Ziel wird dabei von den 
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obersten Leitungsebenen festgelegt und auf allen darunter folgenden 
Ebenen durchgesetzt.85 Da eine Demokratie jedoch normalerweise auf 
Bottom-Up-Prozessen aufbaut, kann hier schon einmal kritisch gefragt 
werden, ob der Top-Down-Prozess von Gender Mainstreaming „einer De-
mokratie würdig ist.“86 Eine Legitimation durch das Volk, die Gender -
Perspektive auf allen Ebenen einzuführen, scheint nicht unbedingt gege-
ben oder vielmehr gewollt zu sein.87 
Im Folgenden sollen politische, gesellschaftliche und juristische Meilen-
steine betrachtet werden, die Gender Mainstreaming immer mehr zur 
Wirklichkeit gesellschaftlichen Lebens werden ließen. 
4.1 Etappen der Top-Down-Strategie 
1995 - Nachdem auf der III. Weltfrauenkonferenz in Nairobi Gender Main-
streaming als Strategie zum ersten Mal vorgestellt worden war, wird sie 
zehn Jahre später in der „Pekinger Aktionsplattform“ festgeschrieben.88 
Der unverbindliche Charakter der Resolution ist von geringer Relevanz, da 
kurz darauf die UN-Generalversammlung die Resolution 52/100 „Gender-
perspective in all policies and programs in the UN system“ verabschiedet. 
Da die Pekinger Aktionsplattform hiermit verbindlich implementiert wird, 
gibt es ergänzend entsprechende Vorgaben, wie Gender Mainstreaming 
umgesetzt werden soll.89 
1999 - In den beschäftigungspolitischen Leitlinien der EU wird Gender 
Mainstreaming als Handlungsansatz verankert. Und auch das Bundeska-
binett beschließt am 23.06.1999 die Übernahme der Gender Mainstrea-
ming Strategie, denn die Gleichstellung von Frauen und Männern wurde 
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zum durchgängigen Leitprinzip bestimmt.90 In der Gemeinsamen Ge-
schäftsordnung der Bundesministerien ist in § 2 zu lesen: „Die Gleichstel-
lung von Frauen und Männern ist durchgängiges Leitprinzip und soll bei 
allen politischen, normgebenden und verwaltenden Maßnahmen der Bun-
desministerien in ihren Bereichen gefördert werden (Gender-
Mainstreaming).“91 
Ebenfalls im Jahr 1999 tritt der Amsterdamer Vertrag in Kraft. Dieser Ver-
trag gibt Gender Mainstreaming eine neue, zusätzliche Richtung. Er nennt 
erstmals neben dem Geschlecht die „sexuelle Ausrichtung“ als Kriterium 
für Diskriminierung.92 
Erste Auswirkungen hiervon zeigen sich in der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union. Dieses, im Jahr 2000 von der EU neu beschlos-
sene Menschenrechtsdokument, verbietet in Artikel 21 die Diskriminierung 
aufgrund der sexuellen Ausrichtung eines Menschen.93 Ganz in diesem 
Sinne gibt es auch noch andere, eher unauffällige Veränderungen. Die der 
Charta der Menschenrechte vorausgehende, im Jahr 1950 beschlossene 
Europäische Menschenrechtskonvention schützt in Artikel 12 die Ehe von 
Mann und Frau: „Männer und Frauen im heiratsfähigen Alter haben das 
Recht, nach den innerstaatlichen Gesetzen, welche die Ausübung dieses 
Rechts regeln, eine Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen.“94 Die-
se Formulierung wurde nicht in die Charta der Menschenrechte übernom-
men. Dort heißt es in Artikel 9: „Das Recht, eine Ehe einzugehen, und das 
Recht, eine Familie zu gründen, werden nach den einzelstaatlichen Ge-
setzen gewährleistet, welche die Ausübung dieser Rechte regeln.“95 Hier 
ist das Recht auf eine Eheschließung nicht mehr an eine Beziehung zwi-
schen Mann und Frau gebunden. Da niemand wegen seiner sexuellen 
Ausrichtung bzw. sexuellen Identität benachteiligt werden darf, kann ein 
                                            
90
 vgl. Klenk, S. 37; Info-Service Öffentlicher Dienst/Beamte, http://www.beamten-
informationen.de/gender_mainstreaming_uebersicht (Abruf: 24.02.2015). 
91
 §2 GGO. 
92
 vgl. Vertrag von Amsterdam, S. 26. 
93
 vgl. Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Art. 21. 
94
 Die Europäische Menschenrechtskonvention, Art 12. 
95
 Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Art. 9. 
20 
 
Menschenrecht auch nicht ausschließlich an eine bestimmte Art der se-
xuellen Ausrichtung gebunden werden. Ehe wie auch Familie sind zu einer 
Institution geworden, die eine Mann-Frau-Beziehung nicht mehr unbedingt 
privilegiert.96 
2000 - Die Landesregierungen von Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-
Vorpommern und Rheinland-Pfalz wollen Gender Mainstreaming in ihrer 
Landesverwaltung umsetzen. Sachsen-Anhalt ruft 2001 das Gender-
Institut GISA ins Leben. 
2001/2002 - Die Senate von Hamburg und Bremen beschließen die Ein-
führung von Gender Mainstreaming und wollen sie in allen Bereichen der 
Politik umsetzen. 
2003 - Gründung des GenderKompetenzZentrums an der Humboldt-
Universität in Berlin, das „die Einführung von Gender Mainstreaming in 
alle Politikbereiche unterstützt, Forschung initiiert, Wissen bündelt und 
Expertinnen und Experten ausbilden wird.“97 
2004 - Zur Durchsetzung der Chancengleichheit von Frauen und Männern 
beschließt auch Sachsen Gender Mainstreaming als politisches Leitprin-
zip. 
2005 - CDU, CSU und SPD wollen Genderkompetenz stärken und halten 
das im Koalitionsvertrag fest. 
2006 - Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz tritt in Kraft. In § 1 AGG 
ist das Ziel des Gesetzes definiert: Benachteiligungen aus Gründen der 
Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religi-
on oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuel-
len Identität zu verhindern oder zu beseitigen. Erwähnenswert ist die hier 
vorgesehene Beweislastumkehr bzw. die sog. Beweislastverlagerung: liegt 
ein Vermutungstatbestand vor, der eine entsprechende Benachteiligung 
„für wahrscheinlich erachten lässt“ 98, so muss der Beklagte beweisen, 
dass er nicht diskriminiert hat. 
                                            
96
 vgl. Kuby, S. 136. 
97
 Koalitionsvereinbarung Oktober 2002, S. 62. 
98
 Voigt, Rn. 25 in: Schleusener, S. 474. 
21 
 
2007 - Der Rat für Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz verabschiedet Schlussfolgerungen zur Umsetzung einer Euro-
päischen Allianz für Familien. Darin wird u.a. die „Bekämpfung von Ge-
schlechterstereotypen in der Bildung“ gefordert.99 Kurz darauf wurden 
Vom BMFSFJ „Arbeitshilfen zur Integration von Gender-Aspekten in Fort-
bildungen“ veröffentlicht, die allen Fortbildungseinrichtungen des Bundes 
und Behörden zur Verfügung gestellt und dementsprechend angewendet 
werden sollen.100 
2008 - In Artikel 8 des Vertrages von Lissabon verpflichtet sich die EU, 
„die Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern.“101 Laut BMFSFJ 
wird hier Gender-Mainstreaming zum Programm der EU gemacht.102 
2010 - Nordrhein-Westfahlen beschließt als erstes Bundesland den „NRW-
Aktionsplan für Gleichstellung und Akzeptanz sexueller und geschlechtli-
cher Vielfalt - gegen Homo- und Transphobie“ Die sog. Queerpolitik soll 
zur Querschnittsaufgabe werden. Als wichtigste Vorhaben werden u.a. 
genannt: Die vollständige rechtliche Gleichstellung von eingetragenen Le-
benspartnerschaften mit Eheleuten im Einkommenssteuerrecht und bei 
der Adoption, von Regenbogenfamilien (das sind gleichgeschlechtlich 
liebende Eltern und ihre Kinder) und solchen, die es werden wollen, mit 
anderen Familien.103 Inzwischen haben weitere Bundesländer (darunter 
Berlin, Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg) einen entsprechenden Akti-
onsplan. BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN haben den Bundestag bereits 2009 
aufgefordert, einen Nationalen Aktionsplan gegen Homophobie zu be-
schließen.104 In diesem Antrag sprechen sich die entsprechenden Parteien 
für eine Ergänzung des Diskriminierungsverbots in Artikel 3 Absatz 3 des 
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Grundgesetzes um das Merkmal „sexuelle Identität“ aus, „um damit un-
missverständlich deutlich zu machen, dass für homosexuelle Bürgerinnen 
und Bürger kein minderes Recht gelten darf.“105 Gender Mainstreaming ist 
über sexuelle Geschlechtervielfalt, vollständige Gleichstellung, sexuelle 
Identität, Bekämpfung von Stereotypen und Diskriminierungsverbot an den 
Normen des Grundgesetzes angelangt. 
4.2 „Sexuelle Identität“ als Merkmal von Diskriminierung 
Wenn von Gender Mainstreaming gesprochen wird, ist meistens die Rede 
von der Gleichstellung von Männern und Frauen. Männer und Frauen sind 
aufgrund ihrer Biologie in diese beiden Kategorien aufgeteilt. In den mei-
sten Fällen fühlen sie sich zum jeweils anderen Geschlecht (sexuell) hin-
gezogen. Die Tatsache, dass jeder Mensch von einem Vater und einer 
Mutter abstammt, rechtfertigt zunächst diese Geschlechterdualität.106 Wie 
bereits deutlich wurde, will sich Gender Mainstreaming aber nicht nur auf 
zwei Geschlechter (Geschlechterdualität) beschränken, sondern betont 
mehrfach die Vielfalt der Geschlechter. Männer und Frauen stellen dabei 
die biologische Grundeinheit. Die Vielfalt besteht u.a. darin, dass Männer 
sich zu Männern, und Frauen sich zu Frauen hingezogen fühlen. Alternativ 
können Männer und Frauen sowohl Frauen als auch Männer begehren. 
Oder eine Person, die bei ihrer Geburt dem biologischen Geschlecht 
„Mann“ zugeordnet wurde, kann sich nicht mit diesem identifizieren, fühlt 
sich als Frau und verhält sich entsprechend, indem „sie“ sich wie eine 
Frau kleidet, schminkt oder u.U. operieren lässt. Das gleiche gilt natürlich 
auch umgekehrt für Frauen. Dann gibt es noch eine Form von „Ge-
schlecht“, die nicht eindeutig den biologischen Kriterien männlich/weiblich 
zuzuordnen ist. Das sind sogenannte intersexuelle Personen. Intersexuali-
tät kann aber nicht einfach als drittes Geschlecht eingeführt werden, da es 
„im Blick auf Zeugen und Empfangen“ 107 kein „dazwischen“ gibt. Interse-
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xualität bestätigt vielmehr die Geschlechterdualität. Die genannte Vielfalt 
ist eine Auswahl von Möglichkeiten, die sowohl in den Queer Studies als 
auch im „NRW-Aktionsplan für Gleichstellung und Akzeptanz sexueller 
und geschlechtlicher Vielfalt“ als LGBTI, bzw. LSBTTI-Personen (Lesben, 
Schwule, Bisexuelle, Transsexuelle, Transgender, Intersexuelle) berück-
sichtigt werden.108 Diese Variationen werden seit ein paar Jahren durch 
das Merkmal „sexuelle Identität“ vor Diskriminierung juristisch geschützt. 
Diskutiert wird noch, ob diese Auswahl abschließend ist oder auch sexuel-
le Ausrichtungen wie Pädophilie als „sexuelle Identität“ anerkannt wer-
den.109 
Gender Mainstreaming wird in diesem Fall stark mit dem Diskriminie-
rungsschutz verbunden. Die beiden Anliegen getrennt voneinander zu be-
trachten, fällt allerdings schwer und ist auch nicht notwendig.110 U.a. beruft 
sich das BMFSFJ im Bezug auf Gender Mainstreaming auf Artikel 3 Abs. 2 
GG.111 Dort ist die Förderung der tatsächlichen Durchsetzung der Gleich-
berechtigung von Männern und Frauen durch den Staat festgelegt. 
Gleichberechtigung und Diskriminierungsschutz liegen sehr nah beieinan-
der. Außerdem gibt es bereits Bestrebungen, das Kriterium „sexuelle Iden-
tität“ in Artikel 3 Abs. 3 GG aufzunehmen. Auch der Lesben- und Schwu-
lenverband Deutschland setzt sich dafür ein und nennt zehn gute Gründe. 
Darunter: „Was in Europa Allgemeingut ist, muss auch in Deutschland gel-
ten.“ Oder „Die Aufnahme der sexuellen Identität wäre eine Art 
Wiedergutmachung für erlittenes Unrecht“.112 Gender Mainstreaming und 
Diskriminierungsschutz haben eine überwiegend übereinstimmende Ten-
denz.113 Ja in der Tat lassen sich die Ziele von Gender Mainstreaming 
zum Teil über den Diskriminierungsschutz erreichen. 
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4.3 Ehe und Familie im Grundgesetz 
Sexuelle Identität als Diskriminierungsmerkmal ermöglicht weitreichende 
Forderungen. Vieldiskutiert wird in diesem Zusammenhang die im August 
2001 eingeführte gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaft im Vergleich 
zur Ehe. In den meisten Bereichen gelten die gesetzlichen Regelungen 
inzwischen für beide Institutionen. Unterschiede gibt es hauptsächlich 
(noch) bei den Adoptionsrechten und dem Steuerrecht. So strebt der 
LSVD seit einigen Jahren eine Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche 
Paare an. Vor allem die Gleichstellung beim Adoptionsrecht ist erklärtes 
Ziel. Bei der Debatte darüber sei das letzte Wort noch nicht gespro-
chen.114 Die Heteronormativität müsse endlich überwunden werden.115 
Auch einige Politiker vertreten die vollständige Gleichstellung von Ehe und 
Eingetragener Lebenspartnerschaft.116 
In Artikel 6 Grundgesetz werden Ehe und Familie unter den besonderen 
Schutz der staatlichen Ordnung gestellt. Ehe definiert sich als „die Verei-
nigung eines Mannes mit einer Frau zu einer auf Dauer angelegten Le-
bensgemeinschaft [...], begründet auf freiem Entschluss unter Mitwirkung 
des Staates, in der Mann und Frau in gleichberechtigter Partnerschaft zu-
einander stehen und über die Ausgestaltung ihres Zusammenlebens frei 
entscheiden können.“117 Der besondere Schutz der Ehe resultiert aus dem 
potentiellen Hervorgehen von Nachkommen aus eben dieser Verbindung 
zwischen Mann und Frau. Die sexuelle Identität „hetero“ spielt an sich da-
bei keine Rolle.118 Dieses Merkmal, das den tragenden Grund für den be-
sonderen Schutz darstellt, fehlt einer eingetragenen Lebenspartnerschaft, 
da aus einem gleichgeschlechtlichen Paar naturbedingt keine Familie 
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hervorgehen kann.119 Dieses Merkmal könnte auch im Bezug auf den all-
gemeinen Gleichheitssatz ausschlaggebend sein. Dieser besagt, dass 
eine unterschiedliche Behandlung zweier Gruppen von Normadressaten 
nur zulässig ist, soweit „Unterschiede von solcher Art und solchem Ge-
wicht bestehen, dass sie die ungleiche Behandlung rechtfertigen könn-
ten.“120 Wenn das Merkmal der potentiellen Fortpflanzung zur Privilegie-
rung der Ehe führt, wäre anzunehmen, dass es auch bei den Adoptions-
rechten eine Rolle spielen könnte. Im Februar 2013 hat das Bundesver-
fassungsgericht allerdings erklärt, dass zwischen Ehe und eingetragener 
Lebenspartnerschaft keine Unterschiede bestehen, „welche die ungleiche 
Ausgestaltung der Adoptionsmöglichkeiten rechtfertigen könnten“.121 
§ 2 des Lebenspartnerschaftsgesetzes regelt die gegenseitige Übernahme 
von Verantwortung durch die Partner. Dieses Merkmal besteht auch bei 
der Ehe. Allerdings vermag derjenige, der allein auf die Übernahme 
gegenseitiger rechtlicher Verantwortung abstellt, „den vom GG intendier-
ten und explizit geforderten „besonderen Schutz“ der Ehe nicht mehr zu 
erklären, sondern verfälscht ihn zum Ansatzpunkt für die Privilegierung 
auch anderer Formen des Zusammenlebens.“122 Wenn der besondere 
Schutz nicht sogar eine Besserstellung von Ehe gegenüber anderen Ge-
meinschaften gebietet, so wird sie jedoch mindestens gestattet.123 
Am 17. Juli 2002 fällte das Bundesverfassungsgericht ein Urteil im Bezug 
auf die eingetragene Lebenspartnerschaft und Artikel 6 GG. Darin stellt es 
fest, dass der besondere Schutz der Ehe in Art. 6 GG den Gesetzgeber 
nicht daran hindert, „für die gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaft 
Rechte und Pflichten vorzusehen, die denen der Ehe gleich oder nahe 
kommen.“124 
Allein die Einrichtung der Institution Eingetragene Lebenspartnerschaft mit 
ihren umfangreichen, eheähnlichen Rechten kann als Verstoß gegen Art. 
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6 Abs. 1 gewertet werden, wenn man „der Norm das Gebot entnimmt, der 
Gesetzgeber müsse die Ehe gegenüber anderen von ihm privilegierten 
Lebensgemeinschaften mit einem Mindestabstand ausstatten.“125  
Bei einer völligen Gleichstellung der eingetragenen Lebenspartnerschaft 
mit der Ehe taucht die Frage auf, wieso gerade diese Lebensform in die-
sem Maße privilegiert werden sollte. Da eine gleichgeschlechtliche Part-
nerschaft das ausschlaggebende Merkmal einer Ehe nicht erfüllt, könnten 
auch andere Gemeinschaften eine rechtliche Gleichstellung mit der Ehe 
beanspruchen. Warum soll nur die homosexuelle Beziehung dieses Privi-
leg erhalten und nicht auch andere Formen der sexuellen Orientierung? 
Wäre es strenggenommen nicht diskriminierend, anderen Lebensformen, 
wie Transsexualität oder Polygamie, diese Rechte dann zu verwehren, 
zumal diese u.U. sogar eine Familie hervorbringen können? Wenn sich die 
staatliche Anerkennung einmal von der monogamen Verbindung von 
Mann und Frau gelöst hat, kann es sich nur noch um eine Frage der Zeit 
handeln, bis neben den Homosexuellen auch andere Beziehungsformen 
ihre vermeintlichen Rechte einfordern.126 
Bisweilen müssen die Mitgliedsstaaten der EU laut einem Urteil des Euro-
päischen Gerichtshofes für Menschenrechte vom Juni 2010 kein Recht auf 
Eheschließung für homosexuelle Paare gewährleisten.127 Die um-
gangssprachliche „Homo-Ehe“ ist somit (noch) kein Menschenrecht. 
 
Familie im Sinne des Artikel 6 GG kennt im Gegensatz zur Ehe mehrere 
Variationen. Allerdings stellt die aus einer Ehe hervorgehende „Kleinfami-
lie“ (verheiratete Eltern mit ihren minderjährigen Kindern) das „familiale [...] 
Grundmuster“ 128 dar. Diese Zusammensetzung ermöglicht auf die beste 
Art und Weise die Erfüllung der einer Familie zugedachten Funktionen.129 
Der Begriff „Familie“ schließt aber auch weitere Gemeinschaften ein. 
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Unerlässlich ist dabei allerdings das Vorhandensein unterschiedlicher Ge-
nerationen.130 So stehen auch Patchwork-Familien, alleinerziehende oder 
unverheiratete Eltern mit ihren Kindern unter dem besonderen Schutz des 
Staates.131 Ebenfalls einbezogene Familien sind auf Dauer angelegte Le-
bensgemeinschaften gleichgeschlechtlicher Paare mit Kindern.132 Dass 
sie in den Familienschutz mit einbezogen werden, führt aber nicht automa-
tisch zum Elternrecht aus Art. 6 Abs. 2 GG, noch begründet es einen An-
spruch auf Adoption.133 
 
5. Die Umsetzung von Gender Mainstreaming 
Wie Gender Mainstreaming rechtlich verankert ist, wurde bereits darge-
stellt. Wie die Strategie allerdings in der Gesellschaft umgesetzt wird, steht 
auf einem anderen Blatt. Angesprochen wurden z.B. die Arbeitshilfen zur 
Integration von Gender-Aspekten in Fortbildungen, die Gründung von lan-
desinternen Gender-Instituten, das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 
oder die 2001 eingeführte eingetragene Lebenspartnerschaft. An den Uni-
versitäten wurde der Studiengang „Gender Studies“ eingeführt, in Unter-
nehmen werden Gender-Teams gebildet und auf Dortmunder Ampeln 
muss im Rahmen von Gender-Equality die Hälfte der Ampelmännchen 
neuen Ampelfrauen weichen, wenn der Antrag der SPD- und Grünen-
Fraktion durchgesetzt wird.134  
Einige dieser Maßnahmen betreffen lediglich die Arbeitswelt der Men-
schen. Dass Gender verstärkt im Alltag und im Privatleben der Bevölke-
rung zum Thema wird, verlangt bestimmte Vorgehensweisen. Das Gen-
der-Manifest schlägt „methodische Prämissen für eine reflektierende Gen-
der-Praxis“ vor. Genannt wird der Dreischritt Konstruktion - Rekonstruktion 
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- Dekonstruktion. Zweigeschlechtlichkeit soll als Konstruktion entlarvt wer-
den. Statt der Annahme, es gäbe Geschlechtsunterschiede soll die Re-
konstruktion von Geschlechterunterscheidungen erfolgen. Dann folgt die 
Dekonstruktion von Gender, um für vielfältige geschlechtliche Existenz- 
oder Lebensweisen Spielräume zu eröffnen.135  
Außerdem soll im Rahmen von „Undoing Gender“ die Geschlechterord-
nung (dosiert) irritiert werden. Dafür dürfte nicht mehr von „männlichen“, 
„weiblichen“ oder allgemein von „geschlechtsspezifischen“ Verhaltenswei-
sen gesprochen werden. Vielmehr sollen die Menschen dazu motiviert 
werden, das eigene Identitätsverständnis offen oder unabgeschlossen zu 
sehen.136 Auf jeden Fall soll die Zweigeschlechtlichkeit nicht länger repro-
duziert, sondern als überkommene Geschlechterbegrenzung langfristig 
überwunden werden. Dafür gilt es Lösungen zu finden.137  
Die „Top“-Ebene hat sich bereits Gedanken gemacht, wie Geschlechter-
vielfalt der „Down“-Ebene nahegebracht werden kann. Dazu hat z.B. die 
Arbeitsgruppe „Menschenrechte“ des Rates der EU im Juni 2010 einen 
„Maßnahmenkatalog zur Förderung und zum Schutz der Ausübung aller 
Menschenrechte durch Lesben, Schwule, Bisexuelle und Transgender-
Personen“ verabschiedet.138 Dieses Dokument wird im Englischen als 
„toolkit“ - Werkzeugkasten - bezeichnet. Es liefert das nötige Werkzeug, 
um Geschlechtervielfalt im Bezug auf LGBT-Personen in der Gesellschaft 
zu implementieren und deren Diskriminierung - vor allem auch durch die 
öffentliche Hand - in den Mitgliedsstaaten zu minimieren. 
Ein weiteres „Schlüsseldokument“139 sind die Yogyakarta-Prinzipien, die 
ebenfalls Anleitung bei der Umsetzung von Gender Mainstreaming geben 
sollen. 
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5.1 Die Yogyakarta-Prinzipien 
Im November 2006 haben sich einige „renommierte Menschenrechtsex-
pertinnen und -experten“140 zu einer Tagung, unabhängig von offiziellen 
Organen der Vereinten Nationen, im indonesischen Yogyakarta 
zusammengefunden. Dort haben sie 29 Prinzipien erarbeitet, die, nach der 
Formulierung der Autoren, von den Staaten umgesetzt werden „müssen“, 
damit „Menschen aller sexuellen Orientierungen und geschlechtlichen 
Identitäten“141 uneingeschränkt in den Genuss aller Menschenrechte 
kommen können.  
Obwohl im Geleitwort der deutschen Fassung der Prinzipien Bezug auf 
LGBT-Personen genommen wird, haben sich die eigentlichen Verfasser 
auf die Merkmale „sexuelle Orientierung“ und „geschlechtliche Identität“ 
verständigt. Fragwürdig ist dabei die Definition der sexuellen Orientierung: 
„Wir [...] verstehen unter „sexueller Orientierung“ die Fähigkeit eines Men-
schen, sich emotional und sexuell intensiv zu Personen desselben oder 
eines anderen Geschlechts (gender) oder mehr als einen Geschlechts 
(gender) hingezogen zu fühlen und vertraute und sexuelle Beziehungen 
mit ihnen zu führen.“142 
Da sich diese Definition nicht explizit auf LGBT-Personen beschränkt, 
könnten auch andere Formen der sexuellen Orientierung unter diesen Be-
griff fallen. Da wäre zum Beispiel Polyamorie, Inzest oder Pädophilie. Die 
Absicht, beispielsweise Pädophilie als Menschenrecht darzustellen, soll 
hier niemandem unterstellt werden. Aber die Ausschließung dieser sexuel-
len Orientierung von den besagten Ansprüchen kann mit der o.g. Definiti-
on kaum begründet werden.143 
Hauptanliegen der Prinzipien ist sicherlich die strafrechtliche Verfolgung 
von Menschen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung in vielen, auch euro-
päischen Ländern. Deutschland ist davon glücklicherweise nicht mehr be-
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troffen. Aber in anderen Bereichen sind die Forderungen der Prinzipien 
noch nicht erfüllt. So spricht beispielsweise Prinzip 24 von dem Recht auf 
Gründung einer Familie. Um dieses Recht allen Menschen unabhängig 
von ihrer sexuellen Orientierung zu ermöglichen, „müssen“ die Staaten 
entsprechende gesetzgeberische, administrative und sonstige Maßnah-
men treffen. „Dies gilt auch für den Zugang zu Adoption und zu medizi-
nisch unterstützter Fortpflanzung (einschließlich Samenspenden).“144 Statt 
eines Rechts des Kindes auf seine biologischen Eltern, wird hier ein Recht 
auf Kinder unabhängig von Biologie propagiert.145 Außerdem wird in Prin-
zip 24-E gefordert, dass „alle Ansprüche, Vorrechte, Pflichten und Vorteile, 
die für verheiratete [...] Partner und Partnerinnen unterschiedlichen Ge-
schlechts (sex) gelten, in gleichem Maße auch für verheiratete oder in 
eingetragenen Lebenspartnerschaften lebende Partner bzw. Partnerinnen 
gleichen Geschlechts (sex) gelten“.146 Dass und warum diese völlige 
Gleichstellung mit den Regelungen im deutschen Grundgesetz nicht pro-
blemlos vereinbar ist, wurde bereits gezeigt. 
Prinzip 19 stellt ein weiteres Instrument vor, wie Geschlechtervielfalt in die 
Wohnzimmer der Bevölkerung kommt: die Medien. So „müssen“ die Staa-
ten dafür sorgen, „dass die Produkte und die Organisation staatlich kont-
rollierter Medien im Hinblick auf Fragen der sexuellen Orientierung und 
geschlechtlichen Identität pluralistisch und nichtdiskriminierend gestaltet 
sind“.147 Diese pluralistische Darstellung ist bei genauerer Beobachtung, 
nicht nur bei staatlich kontrollierten Medien, vermehrt aufzufinden. So sind 
beispielsweise dieses Jahr mindestens drei transsexuelle „Mädchen“ über 
den Laufsteg für die Bewerbung bei der Sendung „Germany’s next topmo-
del“ gegangen. Conchita Wurst gewann 2014 den Eurovision Song Con-
test. Die Travestiekünstlerin Olivia Jones übernahm 2013 die Rolle der 
Hausmutter der DSDS-Kandidaten. Die beinahe täglich ausgestrahlte 
Sendung „Shopping Queen“ wird von dem homosexuellen Modedesigner 
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Guido Maria Kretschmer moderiert. Dazu gibt es bei Hochzeitssendungen 
immer wieder homosexuelle Paare, die sich trauen lassen. Geschlechter-
vielfalt ist in den Medien zweifellos anzutreffen. 
Zuletzt soll noch Prinzip 16 angesprochen werden. Hier ist das Erzie-
hungssystem der Staaten betroffen. Mit Hilfe von Lehrplänen, -methoden 
und -materialien, sollen die Staaten „Verständnis und Respekt [...] für un-
terschiedliche sexuelle Orientierungen und geschlechtliche Identitäten“148 
fördern. Dieser Aspekt soll im Folgenden noch genauer betrachtet werden, 
da sich hier auch im deutschen Bildungssystem schon einiges getan hat. 
In Deutschland setzt sich vor allem die „Hirschfeld-Eddy-Stiftung“ für die 
Umsetzung der Yogyakarta-Prinzipien ein. Sie wurde auf Initiative des 
LSVD gegründet.149 Aber auch Parteien wie FDP, SPD, Die Linke und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN befürworten eine entsprechende, vollständige 
Übernahme.150 
Trotz ihrer nicht vorhandenen Rechtsverbindlichkeit haben die Yogyakar-
ta-Prinzipien „als Auslegungsprinzipien völkerrechtlich verbindlicher Men-
schenrechtskonventionen nicht nur politische, sondern zugleich auch juris-
tische Relevanz“151, so der Direktor des Deutschen Instituts für Menschen-
rechte. 
5.2 Einfluss auf Kinder und Jugendliche 
In Deutschland gibt es inzwischen zahlreiche Bestrebungen, Kinder und 
Jugendliche in Bezug auf die bipolare Geschlechterordnung zu irritieren. 
Aufschlussreich erscheint hier eine Erklärung des GKZ in inhaltlicher 
Übereinstimmung mit dem Gender-Manifest. Da Kinder im Rahmen der 
Familie oft geschlechtsspezifisch sozialisiert (doing gender) und somit 
„noch relativ traditionell zu „Mädchen“ und „Jungen“ gemacht“152 würden, 
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zielt Gender Mainstreaming darauf, „hierarchische und stereotype Ge-
schlechterrollen aufzubrechen. Das bedeutet, dass Kinder weniger rigide 
Vorgaben und mehr Gestaltungsspielräume erhalten, um sich als Indivi-
duen auszuprobieren, statt die eigene Verhaltensvielfalt früh durch Ge-
schlechterstereotype zu begrenzen.“153 Entsprechende Rahmenbedingun-
gen im rechtlichen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Bereich sol-
len solche Spielräume schaffen. Dies soll den Jugendlichen ermöglichen, 
sich bewusst dafür zu entscheiden, welcher sexuellen Identität sie ange-
hören wollen.154 
Auch im Beschluss des Ausschusses für Chancengleichheit von Frauen 
und Männern des Europarates ist von der Dekonstruktion von Stereotypen 
ab einem frühen Lebensalter zu lesen.155 Kinder und Jugendliche sollen 
unterschiedliche Lebensformen als gleichgestellte Vielfalt verstehen und 
nicht als Abweichung von einer gewissen Normalität.156 Denn diese gilt es 
bekanntlich zu überwinden. 
Zugriff hat der Staat auf Kinder in Kinderbetreuungseinrichtungen und in 
der Schule. Um Kinder im Bezug auf die noch überwiegend heterosexuelle 
Geschlechterordnung zu „irritieren“157, wurden verschiedene Methoden 
entwickelt. Zum einen gibt es immer mehr Kinderbücher, die Homosexuali-
tät thematisieren. Ein Beispiel dafür ist das Buch „König und König“. Darin 
verliebt sich der Prinz nicht in eine der zahlreichen Prinzessinnen, sondern 
in einen anderen Prinzen. Sie feiern dann „eine ganz besondere Hoch-
zeit“158 und leben „noch lange glücklich und zufrieden“.159 Auch das Sach-
bilderbuch „Alles Familie! Vom Kind der neuen Freundin vom Bruder von 
Papas früherer Frau“ setzt sich mit der Familien-Vielfalt auseinander. Da 
gibt es zum Beispiel die beiden Kinder Carla und ihren Bruder Moritz.  
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„Die beiden leben eine Woche bei zwei Mamas und die nächste bei 
zwei Papas. Die Mamas von Moritz und Carla sind Sabine und Ti-
na. Beide sind lesbisch. Sie verlieben sich in Frauen statt in Män-
ner. Weil aber zwei Frauen keine Kinder miteinander bekommen 
können, haben sie Stefan gefragt. Stefan ist schwul. Er liebt Män-
ner statt Frauen. Genauer gesagt liebt er Andreas. Mit Andreas ist 
Stefan verheiratet. Beide wollten schon immer Vater werden. Also 
haben sich Stefan, Andreas, Sabine und Tina zusammengetan. 
Erst haben Stefan und Tina Carla bekommen. Dann haben Andreas 
und Sabine Moritz bekommen. Familien, in denen Kinder mit zwei 
lesbischen Müttern oder zwei schwulen Vätern leben, nennt man 
Regenbogenfamilien.“160 
 
Das Buch von Alexandra Maxeiner und Anke Kuhl erhielt 2011 den Deut-
schen Jugendliteraturpreis. Dieser wird vom Bundesfamilienministerium 
gestiftet und ist mit 8.000 € dotiert.161 
Schulbücher sollen ebenfalls vielfältige Lebensweisen wiedergeben. Denn 
verfassungsmäßig ist Schule neben den Eltern die einzige Erzieherin.162 
Und um die „geschlechtsspezifische Sozialisation“163 in den Familien aus-
zugleichen, übernimmt die Schule immer mehr die Verantwortung im Be-
reich Sexualpädagogik. Elisabeth Müller-Heck, Senatsverwaltung für Bil-
dung, Jugend und Wissenschaft Berlin, nennt die Vorgehensweise: eine 
„Top-Down“-Strategie von der Schulaufsicht über die Schulleitungen bis 
zu den Lehrerkollegien und Elternvertretern.164 
So gibt es z.B. in Berlin „Allgemeine Hinweise zu den Rahmenplänen für 
Unterricht und Erziehung in der Berliner Schule A V 27: Sexualerziehung“. 
In der schulischen Sexual- und Sozialerziehung sollen demnach gleichge-
schlechtliche Lebensweisen in ihrer Vielfalt dargestellt und altersgemäß 
vermittelt werden. Empfohlen wird darin auch das Einladen von Fachleu-
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ten aus beispielsweise lesbisch-schwulen Projekten.165 Insgesamt ist in 
den Richtlinien eine Zielführung der Sexualerziehung im Hinblick auf die 
vom GG geschützten Institutionen Ehe und Familie nicht auszumachen.166 
Daneben existiert eine vom Landesinstitut Schule und Medien Berlin-
Brandenburg herausgegebene Handreichung „Lesbische und schwule Le-
bensweisen“ für weiterführende Schulen. Darin finden sich vorweg allge-
meine Hinweise für Lehr- und Führungspersonen. Diese sollen u.a. For-
mulierungen vermeiden, „die Heterosexualität als das Selbstverständliche, 
Homosexualität aber als die randständige Ausnahme erscheinen las-
sen“.167 Mit Flyern, Broschüren und Plakaten, die gut sichtbar in der Schu-
le verteilt und aufgehängt werden, soll auf lesbisch-schwule Lebensweisen 
und entsprechende Projekte oder Beratungsstellen hingewiesen werden. 
Sexuelle Orientierung und verschiedene Lebensformen soll Unterrichts-
thema in mehreren Fächern werden. In die Listen der Pflichtlektüre mögen 
Texte aufgenommen werden, „die sich mit Lesben und Schwulen 
auseinandersetzen“. Außerdem sollen die Schulbibliotheken mit Büchern 
über Homosexualität und Coming-out ausgestattet werden168, um nur eine 
Auswahl zu nennen. 
Neben diesen Hinweisen, liefert die Handreichung eine Vielzahl an Unter-
richtsvorschlägen zum Thema. Darunter Unterrichtsbeispiel U 04. Es han-
delt sich dabei um eine „spielerische Auseinandersetzung“ mit dem The-
ma „Liebe und Sexualität“. Die Schülerinnen und Schüler dürfen hierbei 
Begriffe aus dem genannten Themengebiet erklären oder pantomimisch 
darstellen. Neben den vorgeschlagenen Wörtern „Heiratsantrag“, 
„Schwangerschaft“ oder „Verliebtsein“ finden sich auch solche wie „eine 
Lesbe“, „zu früh kommen“, „Darkroom“, „Porno“, „Selbstbefriedigung“ oder 
„Orgasmus“.169 Demnach wäre eine pantomimische Darstellung im Unter-
richt in einigen Fällen doch eher unangebracht. 
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In verschiedenen Rollenspielen sollen sich die Jugendlichen in die Lage 
einer/s Homosexuellen versetzen. Zum Beispiel in U 16 „Wir wollen heira-
ten“. Dort ist eine Rolle formuliert: „Du bist Kemal, 25 Jahre. Du willst mit 
deinem Freund Peter eine eingetragene Lebenspartnerschaft eingehen. 
Heute wollt ihr es deiner Mutter erzählen.“ Zusammen mit den Rollen von 
Peter und Kemals Mutter wird die Szene dann gespielt.170 
Das Buch „Sexualpädagogik der Vielfalt“ bietet ebenfalls eine Reihe von 
pädagogischen Praxismethoden. Es basiert „auf dekonstruktivistischen 
Ansätzen und den Erfahrungen verschiedenster Emanzipationsbewegun-
gen des 20. Jahrhunderts“.171 In einer Variante kommen Gegenstände wie 
Aktfotos, Dildo, Vaginalkugeln, Potenzmittel oder „ein Buch mit erotischen 
Geschichten“ 172 vor, die die Jugendlichen verschiedenen Lebensformen 
zuordnen und für die jeweiligen Parteien ersteigern sollen. Die Jugendli-
chen tauschen sich über Vorstellungen und Mythen zum Orgasmus aus173 
und setzen sich mit Pornographie auseinander, indem sie z.B. überlegen, 
was einen „guten Porno“ ausmacht.174 An anderer Stelle sollen sie im 
Rahmen einer Modernisierung den neuen „Puff für alle“ kreieren.175 Mit 
Fragen wie „Warum werden Menschen heterosexuell?“176, oder „Wo könn-
te der Penis sonst noch stecken?“177 sollen Kinder und Jugendliche für 
Vielfalt sensibilisiert werden. Im Bezug auf die streng polare und hierarchi-
sche Denkweise „kann auch bewusst Verwirrung und Veruneindeutigung 
angestrebt werden.“178 Wegen der umstrittenen Inhalte, hat die Hambur-
ger Schulbehörde das Buch inzwischen zurückgezogen, nachdem es auf 
einer Literaturliste zu Sexualerziehung aufgeführt worden war.179  
 
                                            
170
 vgl. ebenda, S. 57f. 
171
 Tuider, S. 16. 
172
 ebenda, S: 51. 
173
 ebenda, S. 62f. 
174
 ebenda, S. 68f. 
175
 ebenda, S. 75. 
176
 ebenda, S. 99. 
177
 ebenda, S. 39. 
178
 ebenda, S. 40. 
179
 vgl. NDR, https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Streit-um-Sexualkunde-in-
Hamburg,sexualkunde126.html (Abruf: 23.02.2015). 
36 
 
Generell hört man vermehrt von einer „Sexualisierung der Kinder“180, da 
nicht nur die unterschiedliche sexuelle Orientierung von Menschen son-
dern auch andere Inhalte bezüglich der Sexualität von Kindern und Ju-
gendlichen vermehrt thematisiert werden. Da ist z.B. der Umgang mit 
Kondomen in der Schule, es gibt entsprechendes Filmmaterial181 und 
auch die altersgemäße sexuelle Bildung nach den „Standards for 
Sexuality Education in Europe“ enthält Themen wie Masturbation im frü-
hen Kindesalter, Informationen über Sex in den Medien im Alter von 6-9 
Jahren oder Aufklärung über erste sexuelle Erfahrungen im Alter von 9-12 
Jahren.182 
Diese Erziehungsformen führen bei einigen Eltern zu Protest. Sie sehen 
sich in ihrem Bestimmungsrecht über die Erziehung der Kinder übergan-
gen.183 Tatsächlich heißt es im 1. Zusatzprotokoll zur Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten: „Der Staat hat bei 
Ausübung der von ihm auf dem Gebiet der Erziehung und des Unterrichts 
übernommenen Aufgaben das Recht der Eltern zu achten, die Erziehung 
und den Unterricht entsprechend ihren eigenen religiösen und weltan-
schaulichen Überzeugungen sicherzustellen.“184 Dass Sexualerziehung an 
den Schulen überhaupt unterrichtet werden darf, wurde im Dezember 
1977 in einem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes beschlossen. Aller-
dings bestehe für die Eltern der Anspruch, rechtzeitig über den Inhalt und 
„den methodisch-didaktischen Weg der Sexualerziehung“ informiert zu 
werden, da dieser Bereich „in erster Linie zu dem natürlichen Erziehungs-
recht der Eltern im Sinne des Art. 6 Abs. 2 GG“ 185, gehört. Trotzdem kam 
es bereits zu Konflikten zwischen Staat und Eltern auf dem besagten Ge-
biet. Dabei haben Eltern meistens die Teilnahme der Kinder am Unterricht 
verweigert. Der Konflikt wird durch eine Entscheidung des Bayerischen 
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Obersten Landesgerichts noch verschärft. Dieses entschied 1986: „Die 
allgemeine Schulpflicht und die sich daraus ergebenden weiteren Pflichten 
beschränken in zulässiger Weise das in Art. 6 Abs. 2, S. 1 GG gewährleis-
tete elterliche Bestimmungsrecht über die Erziehung des Kindes.“186 Die-
ser Beschränkung mehr oder weniger ausgeliefert, können Eltern auf die 
Sexualerziehung ihrer Kinder nur noch ergänzend Einfluss nehmen.  
Zur vorgestellten Sexualpädagogik wird zunehmend Kritik laut. Der Di-
plomsoziologe K. Mascher sieht die Thematik folgendermaßen: wird die 
Genderidee im Erziehungs- und Bildungsbereich konsequent umgesetzt, 
ist das den Bedürfnissen von Kindern und Jugendlichen gerade 
entgegengesetzt. Für eine gesunde Identitätsentwicklung sollten Jugendli-
che eine „positive Sinngebung für ihr Mädchen- und Jungesein“187 erfah-
ren. Die Geschlechterunterschiede sollten wahrgenommen und wertge-
schätzt, anstatt wegdiskutiert werden. Verschiedenheit darf nicht gleich als 
Ungleichheit und Ungleichheit nicht automatisch als Ungerechtigkeit an-
gesehen werden. Vielmehr sollte die „Wertschätzung der Unterschiedlich-
keit“ 188 eingeübt werden. Der Pädagoge Prof. Dr. W. Tischner beschreibt 
das so: „Leitlinie für pädagogisches und bildungspolitisches Handeln sollte 
weder die Idee der Gleichbehandlung noch die Strategie des Gender-
Mainstreaming sein, sondern das Prinzip der Geschlechtergerechtig-
keit.“189 
5.3 Geschlechtergerechte Sprache 
„Unsere Sprache tut uns Gewalt an, weil sie die männlichen Formen be-
vorteilt. Damit wird eine Weltsicht geschaffen, in der Frauen nicht präsent 
sind.“190 Um dieser These von S. Trömel-Plötz Rechnung zu tragen, wur-
den im Rahmen von Gender Mainstreaming schon zahlreiche geschlech-
tergerechte Sprachreformen durchgeführt. So wich z.B. in Bern und Han-
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nover die maskuline „Fußgängerzone“ der femininen „Flaniermeile“. Das 
ehemalige Studentenwerk Stuttgart wurde auf seine diskriminierende Be-
zeichnung aufmerksam und hat sich in „Studierendenwerk“ umbenannt. Im 
Jahr 2013 wurde die neue geschlechtsneutrale Straßenverkehrs-Ordnung 
eingeführt. So ist in § 26 geregelt, dass Fahrzeuge am Zebrastreifen „den 
zu Fuß Gehenden sowie Fahrenden von Krankheitsfahrstühlen oder 
Rollstühlen“ den Vortritt lassen müssen. Grundsätzlich gibt es auch keine 
Verkehrsteilnehmer mehr, sondern nur noch „am Verkehr Teilnehmen-
de“.191 Eine Lehrperson der Gender-Studies an der Humboldt-Universität 
Berlin namens Lann Hornscheidt, weist ausdrücklich darauf hin, dass bei 
Kontaktaufnahme sogar nur geschlechtsneutrale Formulierungen benutzt 
werden dürfen. Dabei wird ein x, gesprochen „ix“, als neutrale Endung fa-
vorisiert. Ein Beispiel wäre: „Sehr geehrtx Profx. Lann Hornscheidt“.192 
Was mehr an einen Asterix-Comic erinnert, ist bitterer Ernst.  
Dem Ganzen liegt eine im Feminismus gründende Theorie zugrunde. Da 
unsere Wirklichkeit mit Hilfe von Sprache konstruiert wird193, ist Diskrimi-
nierung dadurch nicht nur möglich, sondern tatsächlich vorhanden. Dabei 
spielt es weniger eine Rolle, was genau mit der Sprache ausgesagt wird, 
sondern vielmehr, wie überhaupt gesprochen bzw. Sprache genutzt wird. 
Anscheinend ist die grammatische Struktur der deutschen Sprache an 
sich geschlechtsdiskriminierend.194 Um diesen Fehler zu beheben muss 
die deutsche Sprache an sich verändert oder so eingesetzt werden, dass 
sie nicht mehr ihrer herkömmlichen Art und Weise entspricht. Sie wird 
zurechtgebogen, egal, wie umständlich oder künstlich sie dann auch in 
manchen Fällen erscheinen mag. 
Eine entscheidende Rolle spielt die Unterscheidung des Genus (gramma-
tisches Geschlecht) eines Wortes vom Sexus (natürliches Geschlecht). 
Entsprechend hat die Tomate ebenso wenig Weibliches, wie der Kürbis 
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Männliches.195 Dass Genus und Sexus nicht zwingend übereinstimmen 
wird u.a. daran deutlich, dass „die Person“ sowohl einen Mann als auch 
eine Frau meinen kann. Auch „der Mensch“ umfasst beide Geschlechter. 
Nur „das Mädchen“ ist meistens weiblich. Nun waren einige feministische 
Vertreterinnen der Auffassung, dass beispielsweise „der Verkehrsteilneh-
mer“ auch nur ein Mann sein kann. Das ergibt sich daraus, dass im Deut-
schen die weibliche Form eines Substantivs in vielen Fällen durch ein er-
gänzendes „in“ gebildet wird. Das funktioniert bei „Person“ nicht. Eine 
„Personin“ oder „Menschin“ ist sprachlich unmöglich. Aber Student, Fuß-
gänger und Ingenieur können feminisiert werden. Auch wenn es sich da-
bei um Neubildungen handelt.196 Deshalb erscheint hier die ausschließli-
che Verwendung der maskulinen Form zu wenig. Indem Frauen lediglich 
„mitgemeint“ sind, wird ihnen „Gewalt angetan“.197 Genau genommen ist 
es diskriminierend und sexistisch, weil diese Form Frauen ignoriert.198 
In den Richtlinien für einen nicht-sexistischen Sprachgebrauch „Eine 
Sprache für beide Geschlechter“ werden exemplarisch Lösungsvorschläge 
bzw. Formulierungsvorschläge vorgestellt. Herausgegeben wurden diese 
Richtlinien 1993 von der Deutschen UNESCO-Kommission. 
Es gilt stets die beiden obersten Prinzipien zu beachten: „sprachliche 
Sichtbarmachung von Frauen und [...] die sprachliche Symmetrie“.199 In 
der Praxis könnte das dann so aussehen: 
Splitting - Frauen werden durch die zusätzliche Verwendung der femini-
sierten Form sichtbar gemacht. Z.B. jede Lehrerin und jeder Lehrer statt 
nur jeder Lehrer. 
Partizipien - vor allem Pluralformen bieten sich an, ein Substantiv durch 
ein Partizip zu ersetzen. Z.B. Studierende statt Studenten oder zu Fuß 
Gehende statt Fußgänger. 
Geschlechtsneutrale Bezeichnungen - z.B. Lehrkraft statt Lehrer. 
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Die männlichen Pronomen „keiner“, „jeder“, „jemand“ sollen vermieden 
oder zumindest korrekt eingesetzt werden. Z.B. Da gab es niemand, die 
oder der nicht zupacken wollte statt Da gab es keinen, der nicht zupacken 
wollte. 
Ggf. Vermeidung des Pronomens „man“ - Alternativen wie „ich“, „wir“, „du“, 
„sie“ sollen „man“ ersetzen.  
Verwendung des neuen Pronomens „frau“ - Z.B. Wie kann frau sich 
nachts in der U-Bahn verteidigen? 
Vermeidung von patriarchalisch geprägten Bildern - Z.B. die Verfasserin-
nen und Verfasser des Grundgesetzes statt die Väter des Grundgesetzes 
oder statt Vaterland vorzugsweise Heimatland. 
Auch Wörter wie „Olympiamannschaft“ sind höchst fragwürdig, da sie eine 
maskuline Personenbezeichnung enthalten. Besser wäre die Bezeichnung 
„Olympiateam“.200 Hier muss offensichtlich auf eine andere Sprache zu-
rückgegriffen werden, da das Deutsche keine gerechte Möglichkeit anbie-
tet.  
Neben der genannten, gibt es inzwischen zahlreiche Richtlinien und 
Empfehlungen, die zu einer geschlechtergerechten Sprache führen und 
sexistische Formen vermeiden sollen.201 Wichtig ist den Autorinnen und 
Autoren jedenfalls die Erkenntnis, dass „praktikable Alternativen, die den 
Prinzipien der sprachlichen Gleichbehandlung folgen, im Deutschen ent-
weder schon existieren oder ohne große Schwierigkeiten gebildet werden 
können.“202 
5.4 Schlüsselbegriffe der Gender-Implementierung 
Es gibt einige Begriffe, die inzwischen verstärkt mit Gender Mainstreaming 
assoziiert werden oder deren Bedeutung zu dessen Gunsten u.U. geän-
dert werden. Ein paar Beispiele sollen hier genannt werden. 
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Ehe und Familie - Zu Ehe und Familie wurde bereits einiges gesagt. 
Trotzdem soll nochmals dargestellt werden, wie undefiniert und weitläufig 
Familie im Sinne einiger Volksvertreter werden soll. Die GRÜNE JUGEND 
verabschiedete auf ihrem 29. Bundeskongress einen Beschluss über den 
Leitantrag zum Thema Gesellschaft und Familie. Darin wird eine erneuerte 
Definition von Familie vorgestellt: 
„Wir verstehen darunter sowohl das klassische Vater-Mutter-Kind-
Bild, als auch gleichgeschlechtliche Partnerschaften mit oder ohne 
Kind, polygame Lebensgemeinschaften, Patchworkfamilien, Allei-
nerziehende aber auch Wohngemeinschaften wie Studierenden-, 
Mehrgenerationen-, und Senioren-Gemeinschaften oder ganz ein-
fach der engste Freundeskreis. Im Mittelpunkt der Definition steht 
die Solidarität untereinander, das Füreinanderdasein. Dies wollen 
wir rechtlich mit einem Familienvertrag absichern und damit die Ehe 
ersetzen.“203 
 
Diese Definition berücksichtigt nahezu keine Voraussetzungen mehr. We-
der Verwandtschaft noch das Vorhandensein unterschiedlicher Generatio-
nen spielt eine Rolle. Und die herkömmliche Ehe erscheint dann sowieso 
überflüssig. 
 
Toleranz - Dieses Wort wird häufig mit Gender-Themen in Verbindung 
gebracht. Eine tolerante Gesellschaft wird dabei oft gewünscht.204 Um to-
lerant zu sein, bedarf es einer eigenen Überzeugung, neben welcher auch 
andere Ansichten geduldet werden. Das heißt aber nicht, dass diese an-
deren Ansichten gutgeheißen werden oder ihnen zugestimmt wird. Das ist 
bei Akzeptanz der Fall. Heute ist mit Toleranz vermehrt die Anerkennung 
der Gleichberechtigung von Individuen gemeint, was allerdings über den 
ursprünglichen Sinn des Wortes (Duldung), hinausgeht.205 
 
Diskriminierung - Seine Herkunft verdankt dieser Begriff dem lateini-
schen Wort für „unterscheiden“. Der Mensch setzt seine Sinne ein, um 
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Unterschiede in seiner Umwelt wahrzunehmen. Auch der Rechtsgrundsatz 
„Suum cuique“ (Jedem das seine) baut auf dieser Unterscheidung auf, da 
er besagt, wesentlich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches ungleich 
zu behandeln. Diskriminierung wird aktuell aber ebenfalls dafür verwendet, 
jegliche Ungleichbehandlung von Homosexuellen im Vergleich zu Hetero-
sexuellen zu verurteilen.206 Die ursprünglich wertneutrale Bedeutung des 
Begriffs hat sich zu einer negativen entwickelt. So bezeichnet Diskriminie-
rung heute auch die „Herabsetzung, Benachteiligung, Verunglimpfung“ 207 
von Einzelpersonen oder Gruppen. 
 
Vielfalt - Dieser Begriff ist bei einem Großteil der Bevölkerung wohl eher 
positiv besetzt. Er taucht auf bei der „Erhaltung der Artenvielfalt“ oder „kul-
tureller Vielfalt“. Dieser positive Begriff wird zunehmend dafür gebraucht 
sexuelle Vielfalt zu propagieren. Damit sollen skeptische Haltungen 
gegenüber anderen sexuellen Lebensformen als der heterosexuellen ab-
gebaut werden. Bekanntlich soll die „Zwangsheterosexualität“ überwunden 
werden. Die Bezeichnung „Vielfalt der Geschlechter“ trägt ihren Teil dazu 
bei, da Vielfalt keine Form als natürlich oder maßgebend anerkennt.208 
 
Homophobie - Diese Wortneuschaffung stammt aus den 1960er Jahren. 
Sie wurde von einem gewissen G. Weinberg, Psychoanalytiker und homo-
sexuellen Aktivist, geprägt. Dieser sah in der ablehnenden Haltung 
gegenüber Homosexuellen eine Angst vor der eigenen homosexuellen 
Neigung. Deshalb Phobie (gr. Angst). Heute wird Homophobie als „krank-
hafte Angst vor [und] Abneigung gegen Homosexualität“ definiert.209 Dabei 
handelt es sich jedoch nicht um eine phobische Störung im medizinischen 
oder klinisch-psychologischen Verständnis.210 Aber auch die Ablehnung 
des homosexuellen Lebensstils aus verschiedenen religiösen, medizini-
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schen oder sonstigen Gründen wird als Homophobie bezeichnet.211 Oft 
wird sie als Ursache für gewalttätige Übergriffe angesehen, weshalb 
homophobe Menschen vermehrt kriminalisiert werden. Hier schließt sich 
das nächste Thema an.  
5.4 Intoleranz gegenüber Kritikern 
Im Umgang mit Andersdenkenden tritt zunehmend eine aggressive Seite 
zutage. Gemeinhin wird die Bevölkerung dazu aufgerufen, homophobe 
Gesinnungen von Menschen zu „ächten“212. Doch ist eine Ächtung oder 
Bekämpfung von Ansichten tatsächlich angebracht?  
Mit dieser Frage hat sich auch das Europäische Parlament beschäftigt und 
im Januar 2006 eine Entschließung zu Homophobie in Europa verab-
schiedet. Eingangs findet sich dort eine Definition von „Homophobie“. Zwei 
Formen gilt es zu unterscheiden: Die „auf Vorurteilen basierende irrationa-
le Furcht vor Homosexualität“ 213 und LSBT-Personen. (Es sei bemerkt, 
dass demnach ein Gefühl bekämpft werden muss.214) Zum anderen be-
zeichnet Homophobie die Abneigung gegen Homosexualität und die ge-
nannten Personengruppen. Auch hier handelt es sich mehr um eine Nei-
gung als um kriminelles Handeln. Dieses resultiert angeblich aus der 
Homophobie und tritt in verschiedenen Formen auf. Die Bandbreite ist 
groß und reicht von Lächerlichmachen über psychische Gewalt, Diskrimi-
nierung und Einschränkungen von Rechten bis hin zu Mord. Alle Täterin-
nen und Täter fallen dabei unter ein und dasselbe „Verbrechen“. Insge-
samt sei Homophobie vergleichbar mit Antisemitismus, Fremdenfeindlich-
keit, Sexismus oder Rassismus.215 
„Um Homophobie auszumerzen und eine Kultur der Freiheit, Toleranz und 
Gleichheit unter den Bürgern sowie in ihren Rechtsordnungen zu för-
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dern“,216 schlägt das Europäische Parlament entsprechende Maßnahmen 
vor. Das Wort „ausmerzen“, das im Nazi-Jargon im Rahmen der Euthana-
sie gebraucht wurde, im selben Satz zu verwenden wie „Freiheit“ und „To-
leranz“ scheint eher unpassend zu sein.  
Unter den Maßnahmen finden sich mehrere Aufforderungen an die Mit-
gliedsstaaten. Zum einen sollen diese den Schutz von LSBT-Personen vor 
Aufhetzung und Gewalt sicherstellen und gewährleisten, „dass gleichge-
schlechtlichen Partnern derselbe Respekt, dieselbe Achtung und derselbe 
Schutz zuteil wird, wie den übrigen Bürgern der Gesellschaft“.217  
Zusätzlich werden die Staaten aufgefordert, „den Kampf gegen Homopho-
bie durch Bildungsmaßnahmen - wie Kampagnen gegen Homophobie in 
Schulen, Universitäten und den Medien - sowie durch administrative, juri-
stische und legislative Maßnahmen zu verstärken“218. Dass dem nachge-
kommen wird, wurde bereits an einigen Beispielen gezeigt. 
Außerdem sollen die Staaten über eine Strafverfolgung nachdenken, um 
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen.219  
Das Energische in diesem Text macht hellhörig. Dass diesem Thema so 
viel Zeit und Maßnahmen gewidmet werden, lässt vermuten, dass auch 
zahlreiche Fälle der Diskriminierung und entsprechende Hassdelikte vor-
liegen. 2008, zwei Jahre nach der Entschließung zu Homophobie in Euro-
pa, stellte die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte fest, wie 
auffallend wenig offizielle aber auch inoffizielle Daten über Beschwerden 
wegen Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung in der EU der-
zeit vorlägen.220 Trotzdem werden Millionen investiert221, Einrichtungen 
geschaffen222, NGOs der LGBTI-Organisationen finanziert223, mit ihnen 
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zusammengearbeitet224 und Gesetze geändert. 
In Deutschland will u.a. die Bundesstiftung Magnus Hirschfeld „einer ge-
sellschaftlichen Diskriminierung von Homosexuellen [...] entgegenwir-
ken.225 Die Stiftung wurde im Oktober 2011 gegründet und mit 10 Mio € 
ausgestattet. Auf ihrer Homepage ist zu lesen, dass sie „die Akzeptanz 
von Menschen mit einer nicht-heterosexuellen Orientierung in der Gesell-
schaft insgesamt fördern“226 möchte. Anscheinend ist Toleranz nicht ge-
nug. Die Bevölkerung soll von klein auf lernen, dass alle Formen der Viel-
falt gleichwertig und gleichberechtigt sind. Wer dennoch einer „Verbindung 
zwischen Mann und Frau einen Vorrang einräumt“227, wird als homophob 
und somit als krank abgestempelt. Abgesehen davon werden solche Per-
sonen begrifflich gleichgestellt mit Rassisten und Antisemiten. 
Der 17. Mai gilt seit ein paar Jahren als „Internationaler Tag gegen Homo- 
und Transphobie“. 
Im Folgenden werden einige Beispiele vorgestellt, wie fortgeschritten die 
Intoleranz gegenüber den Kritikern und die Bekämpfung derjenigen in Eu-
ropa ist, die sich kritisch zur Vielfalt-Politik äußern oder auch nur für ihre 
eigene Überzeugung und Meinungen einstehen wollen. 
Da gab es Philip Lardner, ein Parteimitglied und Kandidat der schottischen 
Tory-Partei. Dieser wurde von seiner Partei suspendiert, weil er sich auf 
seiner Internetseite nicht korrekt zu Homosexualität geäußert hatte und 
eine staatliche Förderung in diesem Bereich kritisch beurteilte.228 
Im Dezember 2004 verteilten vier Schweden in einer Schule ca. 100 
Flugblätter. Dabei verurteilten sie die „Homosexuellen Propaganda“ in der 
Schule und forderten die Lehrer u.a. auf, auch Themen wie AIDS im Be-
zug auf Homosexualität anzusprechen oder zu thematisieren, dass gewis-
se homosexuelle Interessengruppen Pädophilie verharmlosen und ob die-
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se sexuelle Ausrichtung ebenfalls legalisiert werden sollte.229 Die Schwe-
den wurden in ihrem Land zu Bußgeldern und Gefängnisstrafe auf Bewäh-
rung verurteilt. Nach der letzten Instanz wandten sich die Betroffenen an 
den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, da sie ihr Recht auf 
Meinungsäußerungsfreiheit beeinträchtigt sahen. Dieser hielt das Urteil 
der schwedischen Gerichtsbarkeit für angemessen. Eine „Diskriminierung 
aus Gründen der sexuellen Identität [ist] genauso schwerwiegend [...] wie 
eine solche aus Gründen der Rasse, Herkunft oder Hautfarbe.“230 
Im Juni 2004 wurde der schwedische Pastor Ake Green zu einem Monat 
Gefängnis verurteilt, weil er in einer Predigt Respektlosigkeit gegenüber 
Homosexuellen gezeigt habe. Dabei bezog er sich auf die biblischen Aus-
sagen über Homosexualität. In besonders schweren Fällen kann in 
Schweden eine Freiheitsstrafe von bis zu zwei Jahren verhängt werden.231 
Dazu passend ist ein Urteil des britischen High Court. Dieser bestätigte 
die Entziehung einer Berechtigung, Pflegekinder aufzunehmen. Das be-
troffene Ehepaar wollte aus religiösen Gründen keine positive Darstellung 
des homosexuellen Lebensstils vermitteln. Die Entscheidung des Gerichts 
basiert u.a. auf der Ansicht, dass in bestimmten Fällen dem Schutz vor 
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung Vorrang gegenüber 
dem Schutz vor Diskriminierung aus religiösen Gründen eingeräumt wer-
den sollte.232  
Ein Fall, der ebenfalls für Aufsehen sorgte, handelt von dem britischen 
Ehepaar Bull. Dieses war Betreiber eines Gästehauses. Nachdem die 
Eheleute einem homosexuellen Paar ein Doppelzimmer verweigerten, 
wurden sie zur Zahlung einer Entschädigung über £ 3.600 verurteilt. We-
gen ihrer religiösen, christlichen Überzeugung, gestatteten die Bulls 
grundsätzlich nur verheirateten, heterosexuellen Paaren ein Doppelzim-
mer,.233 Das Berufungsgericht entschied ebenfalls gegen die Bulls, da sie 
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die „Equality Act Regulations“ verletzt hätten, die Diskriminierung aufgrund 
der sexuellen Orientierung verbieten.234 
Der Ruf, die wirtschaftliche Existenz und die Freiheit können auf dem 
Spiel stehen, wenn persönliche Überzeugungen nicht den aktuellen ge-
sellschaftlichen Maßstäben entsprechen. 
 
6. Gender Mainstreaming und Wissenschaft 
„Männliche Menschen haben kein Geweih.“235 Mit dieser Beobachtung 
betont R. Connell die „bescheidenen physischen Unterschiede [...] zwi-
schen den Geschlechtern“, ausgenommen der „Reproduktionssysteme“. 
In ihrem Buch „Gender“ macht sie auf den angeblich nur begrenzten Di-
morphismus der menschlichen Körper aufmerksam.236 Tatsächlich be-
schäftigen sich verschiedenste wissenschaftliche Bereiche mit den Ge-
meinsamkeiten und Unterschieden von Männern und Frauen. Doch der 
Aussage von A. Schwarzer, der einzige Unterschied zwischen Mann und 
Frau bestehe in der Gebärfähigkeit,237 stimmen bei Weitem nicht alle Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler zu. Unterschiede werden in Fülle 
vermutet: beim Multitasking, beim Einparken, beim mathematischen Ver-
ständnis, beim Einfühlungsvermögen, bei den Organen, den Hormonen, 
den sprachlichen Fähigkeiten, beim Weitsprung... Im Blick auf Gender 
Mainstreaming ist die Frage nach den natürlichen Geschlechterunter-
schieden sehr interessant, da das soziale Geschlecht nicht ausschließlich 
Produkt von Kultur und Erziehung sein kann, wenn bestimmte biologische 
Grundvoraussetzungen gegeben sind, die einen gewissen Anteil der Per-
sönlichkeit bereits vorgeben.  
Eine einfache Antwort darauf zu geben, erscheint in vielen Fällen schwie-
rig, da verschiedene Forschungsergebnisse gegenseitig in Frage gestellt 
werden. So gibt es Studien, die 78 % der Geschlechterunterschiede im 
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Hinblick auf die Charakterzüge zwischen Mann und Frau als „klein oder 
nahezu Null“ bewerten.238 Andererseits kommen neuere Studien zu dem 
Ergebnis, dass gerade einmal 10% der Charakterzüge von den Ge-
schlechtern geteilt werden.239 Während der Neurophysiologe M. Spreng 
allein im Zwischenhirn eine ganze Reihe von Geschlechtsdimorphismen 
zu entdecken vermag240, werden solche Erkenntnisse von anderen als 
„reiner Unsinn“241 bezeichnet. 
Auffällig ist die Tendenz wie wenig Gender-Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler die empirisch arbeitenden Wissenschaften wie Biologie 
berücksichtigen oder auf sie eingehen.242 Ein Beispiel dafür liefert wiede-
rum R. Connell. Die Forschungsergebnisse, die darauf hindeuten, dass 
Frauen, die in frühen Lebensjahren Kinder bekommen und diese auch ge-
stillt haben, tendenziell seltener an Brustkrebs erkranken, stellten nach 
Connell eine „geschlechtliche [...] Beleidigung“ dar, da sie Frauen den 
Zweck, Kinder zu bekommen, zuschreiben würden. Darüber hinaus kriti-
siert sie die Wissenschaft, sich überhaupt erst mit einer solch spezifischen 
Frage zu beschäftigen, anstatt ihre Energien anderweitig sinnvoll einge-
setzt zu haben.243 Den Forschenden wird vorgeworfen, Geschlechterun-
terschiede explizit zu suchen.244 
Der norwegische Soziologe und Komiker Harald Eia holte sich im Rahmen 
seines Film-Projekts „Gehirnwäsche“ verschiedene Thesen von Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern ein, die einen naturgegebenen Un-
terschied zwischen Männlich und Weiblich zu kennen glauben. Darunter 
Expertinnen und Experten namhafter Universitäten und Kliniken aus ver-
schiedenen Bereichen wie Sozial-, Gen-, Gehirn- und Verhaltensfor-
schung. Nachdem er die Aussagen der Wissenschaft Betreibenden den 
Gender-Forscherinnen und Forschern, die eine Darstellung von angebo-
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renen Geschlechter-Unterschieden (ausgenommen der Fortpflanzungsor-
gane) ablehnen, gezeigt hatte, behaupteten diese, dass ihre These durch 
die Ergebnisse der anderen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
nicht widerlegt worden sei.245 Auf die Frage nach der wissenschaftlichen 
Basis ihrer Theorien antworteten sie mit der Aussage, eine theoretische 
Basis zu haben, in der es keinen Platz für Biologie gäbe.246 Am Anfang 
der Gender-Theorien steht also vielmehr eine These als ein empirisch 
wissenschaftlicher Befund. Das Genderinstitut in Norwegen wurde 2011 
geschlossen. 
 
7. Fazit 
Letztlich kann festgehalten werden, dass Gender Mainstreaming ein viel-
seitiges Programm bietet, das weder ein einheitliches Verständnis von 
„Gender“ zugrunde legt,247 noch einer bestimmten Form des Feminismus 
zuzuschreiben ist. Zum einen wird gegen die Ungleichbehandlung von 
Männern und Frauen vorgegangen, was im Rahmen der deutschen Ver-
fassung geboten und gesellschaftlich erstrebenswert ist. Hier steht „Gen-
der“ für die zwei biologischen Geschlechter „Mann“ und „Frau“. Was je-
doch stutzig macht, ist das Streben nach substanzieller Gleichheit über die 
rechtliche Gleichheit hinaus. Diese scheint nicht mehr das Problem zu 
sein.248 Entsprechend gibt es für Schülerinnen und Schüler den girls- und 
boys-day, an dem sich Jungen und Mädchen in den jeweils „untypischen“ 
Berufen umschauen dürfen. R. Neukirch beschreibt die Situation so: „Die 
Männer sollen begreifen, dass ihr ganzes Streben nach Geld und Einfluss 
nicht glücklich macht. Warum aber wollen dann die Frauen in Vorstands-
etagen und politische Chefposten vordringen? Es ist paradox, die Hälfte 
des Kuchens für sich zu beanspruchen und gleichzeitig den Männern zu 
erklären, er schmecke gar nicht.“249 
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Die Überwindung von Stereotypen kann ebenfalls zu einer freieren Le-
bensgestaltung führen. Alte Rollenverständnisse wirken u.U. einschrän-
kend und ignorieren persönliche Bedürfnisse und Wünsche. Unabhängig 
von tradierten Rollen und Verhaltensformen zu leben, ist ein Stück Frei-
heit.  
Im Rahmen von Gender Mainstreaming wird aber auch ein Ansatz vertre-
ten, der die Ansprüche von LGBTI-Aktivistinnen und Aktivisten berücksich-
tigt, indem Geschlechtervielfalt und die Überwindung der Heteronormativi-
tät vor allem an Schulen thematisiert wird. Durch Verwirrung und Konfron-
tation mit verschiedenen Lebensformen, werden Kinder und Jugendliche 
entsprechend dekonstruktivistisch sozialisiert. Wer sich kritisch dazu äu-
ßert, wird pathologisiert (Homophobie) oder ggf. wegen Diskriminierung 
kriminalisiert. 
Die Ungenauigkeit der Begrifflichkeit, die mangelnde empirisch wissen-
schaftliche Grundlage, die juristischen Regelungen, die nicht nicht in je-
dem Fall problemlos mit dem GG vereinbar sind250, und die fehlende de-
mokratische Legitimation bzw. öffentliche Debatte scheinen in einem 
unausgewogenen Verhältnis zum Mainstream-Anspruch, der vehementen 
Vorgehensweise und der überraschenden Aggressivität der Aktivistinnen 
und Aktivisten zu stehen. Ausdrücke wie „bekämpfen“, „ausmerzen“ oder 
„ächten“ lassen aufhorchen. 
Inzwischen werden Proteste von Eltern und Psychologen laut, in den Zei-
tungen findet man öfters Berichte zum Thema. Gender Mainstreaming 
wird häufig als Ideologie bezeichnet, die die Grundeinheit einer Gesell-
schaft verzerren möchte: die Familie. Vielleicht steht eine öffentliche De-
batte erst noch aus, in der über Gender Mainstreaming mehr als Gleich-
heitspolitik als Gleichberechtigungspolitik diskutiert und entschieden wird.  
Die historische Familie, bestehend aus Vater, Mutter und Kind(ern), lebt 
jedenfalls oft auch heute noch glücklich und zufrieden. 
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